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Der Heimatdienft 


Der endgültige Neichshaushaltsplan 1927. 


Don Dr. W. Spielhagen, Regierungsrat im Reichsfinanzminifterium. 


Der endgültige Haushaltsplan für das Rechnungs⸗ 
jahr 1927, der am 6. April vom Reichstag in dritter Leſung 
verabſchiedet wurde, weiſt ſehr erhebliche Veränderungen 
gegenüber dem Regierungsentwurf auf. Heftige parlamen⸗ 
tariſche Kämpfe haben ſein Geſamtbild ſtark verändert, der 
Niederſchlag dieſer Veränderungen im einzelnen findet ſich 
in den Einzelplänen. Da im Reichsgeſetzblatt nur das Haus⸗ 
haltsgeſetz und der Geſamtplan veröffentlicht werden, macht 
ſich der ſchon oft beklagte Übelftand diesmal wieder beſonders 
bemerkbar, daß es für den Außenftehenden ja faſt unmöglich 
iſt, einen genauen Überblick über die endgültige Geſtaltung des 
Reichshaushaltsplans im einzelnen zu gewinnen. 

Der ordentliche Haushalt iſt in Einnahme und Ausgabe 
um je 667,5 Millionen AM. gegenüber dem urſprünglichen 
Regierungsentwurf erhöht worden, die Ausgaben des außer⸗ 
ordentlichen Haushalts und dementſprechend der Anleihe⸗ 
bedarf wurden um 61,9 Millionen RM. vermindert. Der 
endgültige Reichshaushaltsplan ſchließt alfo mit 9151 (im 
Entwurf: 8526,5) Millionen RM., wovon 8657,5 (7990,0) 
Millionen RM. auf den ordentlichen und 474,6 (556,5) Mil- 
lionen RM. auf den außerordentlichen Haushalt entfallen. 

Wie diefe Zahlen fih zu dem Geſamtabſchluß des ab⸗ 


gelaufenen ee verhalten, ergibt folgende Gegen- 
überftellung (in Millionen 3 


Ordentliche Einnahmen 
Außerordentliche Em- 
S 


Geſamteinnahmen 
Ordentliche Ausgaben . 


Außerordentliche Aus- 
gaben... e 


Geſamtausgaben 


Das endgültige Ergebnis wird den ferner Stehenden 
einigermaßen überrafchen, hatte doch die Reichsregierung noch 
bei der Vorlage des Haushaltsentwurfs an den Reichstag um 
die Jahreswende erklärt, daß die vom Reichsrat verlangten 
Erhöhungen im ordentlichen Haushalt um deſſentwillen nicht 
erfüllbar feien, weil die Einnahmeſchätzungen im Regierungs- 
entwurf bereits ſo günſtig wie möglich vorgenommen ſeien. 
Nunmehr ſollen die Länder bei der 5 des vor- 
läufigen Finanzausgleichs mit Wirkung vom 1. April 1927 
aber nicht nur mehr an Steuerüberweiſungen erhalten, als 
der Reichsrat ſelbſt am Ende vorigen Jahres gegen den da⸗ 
maligen Willen der Reichsregierung zu erreichen verſucht 
hatte; außer dieſen 248 Millionen RM. mehr an Über- 
weiſungen an die Länder fieht der endgültige Haushaltsplan 
noch weitere 419,5 Millionen RM. an ſonſtigen Ausgabe⸗ 
erhöhungen vor, die aus den ordentlichen Einnahmen gedeckt 
werden ſollen. Wie iſt dieſe Wandlung zu erklären, und mit 
welchen Mitteln ift die Balancierung des ordentlichen Haus- 
halts dennoch durchgeführt worden d 

Die Einnahmeverbeſſerung im ordentlichen Haushalt ſetzt 
ſich aus folgenden vier Poſten zuſammen: 

Millionen Reichsmark 


Entwurf] Haushalt e 


Ordentlicher Haushalt 


Ertragsſchätzung 


0 aus der Einkommenſteuer 220, 
b) aus der Körperfchaftftener . 50,0 
2. Derwaltungseinnahmen . . 7,5 
3. Einftellung von Überſchüſfen des 

Rechnungsjahres 192 200,0 
4. Einftellung aus der Betriebs- 

mittelrücklage der e 

CE 190,0 
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Einnahmeverminderungen hat der Reichstag gegenüber 
dem Regierungsentwurf nicht vorgenommen, ein Zeichen da- 
für, daß die Einnahmeſchätzungen der Reichsregierung jeden- 
falls nirgends zu hoch erſchienen. Die Einnahmeerhöhungen 
beruhen, wenn man von den verhältnismäßig unbedeutenderen 
Erhöhung gewiſſer Derwaltungseinnahmen abſieht, auf zwei 
verſchiedenen Grundgedanken. 


Einerſeits ift der Ertrag der Einkommen- und der Körper- 
ſchaftſteuer weſentlich höher geſchätzt worden. Dies iſt darauf 
zurückzuführen, daß das Aufkommen dieſer beiden Steuerarten 
beſonders in den letzten Monaten ein über Erwarten günſtiges 
geweſen iſt, und daß man daraus und aus einer ſehr optimi⸗ 
ſtiſchen Einſtellung für den weiteren wirtſchaftlichen Auf⸗ 
ſchwung in dieſem Jahre den Schluß gezogen hat, daß ſich 
der Ertrag dieſer Steuern in einer ſtark ſteigenden Richtung be⸗ 
wegen werde. Jeder Deutſche wird nur hoffen können, daß 
die in dieſen Fahlen ausgeſprochenen weitgeſpannten Er- 
wartungen der deutſchen Wirtſchaftsentwicklung ſich erfüllen 
mögen. Der ſtarke Unterſchied der Schätzung um faſt 10 v. H. 
läßt aber die Beſorgnis nicht ganz ausſchalten, daß auch un⸗ 
günſtige Momente eintreten können, die den Ertrag des ge⸗ 
ſamten Steueraufkommens und insbeſondere auch denjenigen 
aus der Einkommen- und der Körperfchaftsfteuer hinter den 
Haushaltsanſchlägen zurückbleiben laffen. Das Für und 
Wider, das die Steuerſchätzungen der Reichsregierung, des 
Reichsrats und des Reichstags in den parlamentariſchen 
Körperfchaften und in der Gffentlichkeit begleitet hat, beweiſt 
aufs neue, auf einer wie ſchwankenden Grundlage letzten 
Endes die Spitzenbeträge jedes Haushalts ausbalanciert 
werden müſſen. Dergegenwärtigt man fih die unerquickliche 
Folgen, die ſich aus einer erheblichen Fehlſchätzung nach der 
einen oder anderen Seite hin ergeben können, ſo erkennt man, 
eine wie große Verantwortung gerade die Entſcheidung über 
die Schätzung der Steueraufkommen in ſich ſchließt und daß 
es zu dieſer Entſcheidung eines hohen Maßes wirtſchafts⸗ 
und ſtaatspolitiſcher Einſicht bedarf. 


Andererſeits beweiſt die Einſtellung der Überſchüſſe des 
Rechnungsjahres 1926 und eines erheblichen Teils der Be- 
triebsmittelrüdlage der Reichshauptkaſſe, daß man um der 
Wichtigkeit der Ausgabeerhöhungen willen die letzten Reſerven 
der Reichsfinanzen heranzieht. Wie ungewöhnlich und ein- 
jchneidend dieſe Maßnahme ift, zeigt folgende Überlegung: 
Nach § 75 der Reichshaushaltsordnung find Überſchüſſe des 
ordentlichen Haushalts zur Verminderung des Anleihebedarfs 
oder zur Schuldentilgung zu verwenden. Es hat alſo einer 
ausdrücklichen Beſtimmung in den neu eingefügten § 2a des 
Haushaltsgeſetzes bedurft, um die erwarteten Überſchüſſe zur 
Deckung der ordentlichen Ausgaben des Haushalts 1927 her- 
anzuziehen. Die Verwendung eines Teils der Betriebsmittel⸗ 
rücklagen der Keichshauptkaſſe ift ebenfalls eine außergewöhn⸗ 
liche Maßnahme, die nur durch die Vordringlichkeit der Uus- 
gabeerhöhungen gerechtfertigt werden kann. Da das Reich 
über Betriebsmittel in einer gewiſſen Höhe verfügen muß, jo 
wird es feine Betriebsmittel auf Grund des 8 2 des Haus- 
haltsgeſetzes durch Ausgabe von Schatzanweiſungen in der 
erforderlichen Höhe verſtärken müſſen. Der geſetzliche Höchſt⸗ 
betrag für einen ſolchen Kredit beträgt 400 Millionen AM. 
Das Reich wird alſo unter Umſtänden, falls es geliehener ſtatt 
eigener Betriebsmittel benötigt, gezwungen ſein, hierfür 
Finſen aus Reichsmitteln zu zahlen. 


Betrachtet man das Verhältnis der ordentlichen Ausgaben 
des Haushalts zu denjenigen des Entwurfs, jo ergibt ſich, daß 
einer Ausgabeſenkung von etwa 1 v. H. eine Ausgabeſteigerung 
von faſt 10 v. H. gegenüberſteht. Die weſentlichſten Ausgabe⸗ 
ſenkungen ſind folgende: 
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s Millionen Rm. 
Haushalt des Arbeitsminifteriums (produk⸗ 


tive Erwerbsloſenfürſorge)j 50 
Haushalt des Reichswehrminiſteriums: 
a) Heer FFF 5,5 
io ( E 12 
Haushalt der Allgem. Finanzverwaltung 5,5 


Die wichtigſten Ausgabeſteigerungen gegenüber dem Re- 
gierungsentwurf nebſt ſeinen zwei Ergänzungen, in denen 
u. a. 1,5 Millionen Rm. als Beitrag Deutſchlands an den 
Völkerbund erſcheinen, ſind folgende: 

5 Millionen RM. 
Erhöhung der Steuerüberweiſungen an die 


nde m?? 8 248 
Erhöhung der unterſtützenden Erwerbsloſen⸗ 
fürſergs rr 8 250 
Erhöhung für Swecke der Invalidenverſiche⸗ 
r Re 82 
Erhöhung der Mittel für Grenzfürſorge um 40 
Erhöhung des Wohnungsgeldzuſchuſſes aus 
Ankaß der Steigerung der Friedensmiete 60 
Kleinzentnerflirforge . "; -. 82 22.0. 25 
Erhöhung der Verſorgungsgebührniſſe Schwer- 
kriegsbeſchädigter und zur Heilbehandlung 9 
eee 2. ee ee L 4 


Kulturelle Swede . . . Dr 2 


In dieſer Steigerung der ordentlichen Ausgaben um 
insgefamt 667,5 Millionen RM. ift noch keine Erhöhung der 
Mittel für die Liquidationsgeſchädigten enthalten. Auch iſt 
für die etwaigen Koften der angekündigten Beſoldungs⸗ 
neuregelung und der Kriegsbeſchädigtenrenten, die Hand in 
Hand damit erhöht Ei werden pflegen, nichts veranſchlagt. 
Die Erhöhung der Überweiſungen an die Länder, die vom 
Reich den Ländern neu garantierten Summen und die übrigen 
mit der Neuregelung des vorläufigen Finanzausgleichs zu⸗ 
fammenhängenden Fragen werden an anderer Stelle dieſes 
Blattes ausführlich dargelegt. Die erhöhten Mittel für die 
unterſtützende Erwerbsloſenfürſorge werden nur dann aus⸗ 
reichen, wenn die endgültige Regelung der Erwerbsloſen⸗ 
verſicherung bis ſpäteſtens zum 1. Oktober dieſes Jahres ge⸗ 
lingt. Die Streichung der Mittel für die produktive Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge im ordentlichen Haushalt iſt darauf zurück⸗ 
uführen, daß noch genügend Mittel aus dem Rechnungs⸗ 

r 1926 vorhanden find, die zuſammen mit den im außer⸗ 
ordentlichen Haushalt neu bewilligten 130 Millionen Rm. 
vorausſichtlich für dieſen Zweck genügen werden. 


Die Ausgabekürzungen im außerordentlichen 
Haushalt betreffen folgende Poften: 


Kürzung der Kanalbauvorhaben und der Be- 
teiligung an Verkehrsgeſellſchaften 

Derweifung eines Betrages für Schiffsneu⸗ 
bauten auf den ordentl. Haushalt * 

Streichung des Betriebsmittelfonds für die 
Branntweinmonopolverwaltung 


Summe 


Millionen Rm. 


55,7 


25,0 
61,9 


Angeſichts der erneuten, wenn auch weſentlich ver⸗ 


minderten Laſten im außerordentlichen Haushalt darf daran 
erinnert werden, daß außer der kürzlich aufgenommenen 
Reichsanleihe im Gegenwert von faſt einer halben Milliarde 


zur Deckung der bisherigen Ausgabenbewilligungen nunmehr 
Zur Tilgung und 


noch faſt eine Milliarde erforderlich iſt. 
Verzinſung der beftehenden Keichsanleihen muß ſchon jetzt 
ein weſentlich höherer Betrag aufgebracht werden als für die 
gleiche Zwecke im letzten Vorkriegsjahre. Die Bedingungen, 
unter denen die große Summe der bisherigen Anleihe⸗ 
ermächtigungen untergebracht werden kann, hängt von der 
Aufnahmefähigkeit und der Lage des Anleihemarktes ab. Bei 
der Übernahme neuer Laſten auf Anleihemittel in der Zukunft 
wird größte Zurückhaltung geboten fein. ; 


Stellt man die Einnahmen und Ausgaben des Reichs nach 
dem Reichshaushalt für 1927 gegenüber, fo ergibt fidh 
folgendes Bild: $ 


. A. Ordentlicher Haushalt. 


Einnahmen 
— 8 Millionen Reichsmark 
Ta Einfonmenflener- 2620,0 
r ee werke see Se 400,0 
3. Vermögensſteuer. x 420,0 
BENERONHGTBRENEE: sen See Eee. 100,0 
5. 3 JJ770ͤ ĩͤv nee 900,0 
6. Grunderwerbfteuer. . - » - 220 ren 25,0 
ee eee, ne es 150,0 
8. eee e 17 130,0 
erf aun 8 45,0 
/// ( a la an, 40,0 
e oE 2 ee rn ee a À 30,0 
r a ER 45,0 
15: Perjonenbeforderung:. >. =. ua nr a0 170,0 
IR OULUUN ne ne 155,0 5280,0 
25,0 
erjen 
eee ee ET 24 10,0 
a rr 
22. € ee e 
23. gin mwarenfteuer ... R EA ESE 
24. Leu EREE vn rar 
25. Spielkartenſterer. 
26. Statiſtiſche Gebühr. - . .. . A 
22 a Ve OES 35,0 
28. Aus der Münzprägun 0 
29. Derwaltragschtrafmen 9281 
30. Aus der nr zur Derftärfung der Betriebs- 
mittel der Re gas u T EA OEA 190,0 - 
31. Aus Überſchüſſen des Kechnungsjahres 1926. . . 200,0 


Summe der ordentlichen Einnahmen 8657,3 


Ausgaben : 
Millionen Rei t 
I. Re . 3 
1. Aus der Beförderungsſteuer. 301,7 
2. Frhr I eer Ae r a S 337,5 
3. Suſätzliche paiskata kiana W 192,0 851,2 
U, Unmittelbare innere Kriegslaften. 
q: Kriegsbefchädigtenrenten - . 2 2 2 2 22.0. 112,5 
5. Kriegsmilitärpenſtone nn. 159,0 


7. Innere Kriegslaſten . 5 175,6 
. J.) 62,2 1516,6 


III. Überweifungen an die Länder. 


9. Steuerüberweiſungen . 2892,9 
10. Schußpolgeisufhußn.n, ff 190,0 3082,9 
IV. Soziale Swecke. 
11. Unterſtützende Erwerbsloſenfürſorge 450,0 
12. Für wede der Invalidenverſicherung . . 324,8 
18. Dertrieb von Verſicherungsmarken 16%, 
1% Wochen hilfe 7 25,0 
15..Kleinrentnerfürforge r = . u... 22... n 25,0 
16. Wohlfahrtsrenten . 2. 2. un un 10,0 


ER e N AEE OT S T 4,0 
ß. wette 4,0 
19. Unterſtützung für das Perſonal früherer Heeres. 
betriebe 32353 are N.) 5 
20. Beihilfen für Kriegsteilnehmer 1864— 1821. 22,2 891,6 
V. Kulturelle Zwecke. a 
21. Reihsminifterium des Innern ne EN N 
", „ 2. fortdauernd) . 9,4 
22. Auswärtiges Amt und Ernährungsminiſterium 11,5 40,6 
VI. Reichsſchulden. 
25. Derzinfung der Keichsſchudt 48,0 
2% Tilgung a a a 74,0 
25. Ablöfung der Marfanleihen. -....... 356,8 
26. Garantieausfall TTF 15,0 495,8 
VII. Befoldungen. i 
2 eee. 524,1 
28. Milttärbefoldung „cn a. a 142,9 
29. Un gungen und Aotſtandsbeihilfen. 13,8 


30. ee für Wohnungsgelderhöhung . . . 60,0 740,8 


Su übertragen 7597,5 
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Mill. RM. 
VIII. penſionen. Übertrag 7597,5 
neee 89,4 
32. Militärpenſtonen (Reichswehr) 48,4 
55. E (Vorkriegsheerꝛ . 50,8 
34. Militärrenten Vorkriegsheer j 10,2 198,8 
IX. Sächliche Verwaltungs ausgaben. 
35. Landesfinanzämter: fortdauerndzd 61, 
einmalig (Bauten u. a.) 206,4 
für Mitwirkung bei der Der- 
waltung der Reichsabgaben 
an die Länder 10,5 
36. Derforgungsdienftftellen. -. - » - 2.2. * 16,7 
37. Heer und Marine: fortdauernd 386,9 
einmalig. =. 4.2. S 69,0 
38. Luft- und Kraftfahrweſen: fortdauernd. . . 16,6 
einmalig 28,7 
39. Waſſerſtraßen: fortdauernzʒadd 44,35 
Aeg ee are 36,4 
on die Landen. ei ns Mae 10,8 
40. Poftgebühremablöfung - g 12,0 
r ten a ur 44,0 764,2 


X. Sonftige Ausgaben der Reichs behörden 96,8 
Summe der ordentlihen Ausgaben 8657,3 


B. Außerordentlicher Haushalt. 


Einnahmen. 
Mill. RM. 
1: Verwaltungs einnahmen 8,2 
. eg 8 4 4 
Summe der außerordentlichen Einnahmen 474,6 
Geſamtſumme . 91319 
Aus gaben. 
Mill. RM. 
1. Reparationsleiſt ungen 67,5 
2, Innere Briegslaflen . oa T AE e a wien 19,4 
3. Reidhsarbeitsminiferinm . . . 22220000. 195,0 
nnn 60,6 
5. Reichsverkehrsminifterium . . . 22.22.00 82,1 
JJC 5,0 
2. Keichsfinanzminiſterimmmmm .. Bones 2,5 
8. Allgemeine Finanzverwaltung . . » - an 42,5 
Summe der außerordentlichen Ausgaben 474,6 


Geſamtſumme 913149 


Die Abergangsregelung des Finanzausgleichs. 


Don Regierungsrat Dr. Witte. 


I. Notwendigkeit einer Zwiſchenlöſung. 


Im Rahmen der großen Steuerreform vom Sommer 1925 hatte 
die Frage des Finanzausgleichs, d. h. die Regelung der finanziellen 
Beziehungen zwiſchen Reich, Ländern und Gemeinden, nur eine vor⸗ 
läufige £öfung gefunden, die im Geſetz über Anderungen des finanz- 
ausgleichs felbft auf den 1. April 1927 befriſtet war. Bis zu dieſem 
Jeitpunkt hätte alfo die proviſoriſche Löſung durch eine endgültige 
erſetzt werden müſſen. Aus einer Reihe von Gründen iſt es nicht 
möglich geweſen, dieſe Friſt einzuhalten und ſchon jetzt die endgültige 
Regelung dieſer Grundfrage der deutſchen Finanzpolitik vorzunehmen. 
Dieſe Gründe ſind zum Teil äußerer Natur: die Vorbereitung und 
Durcharbeitung der ſtatiſtiſchen Unterlagen über die Finanzgebarung 
der Länder und Gemeinden, über die Ergebniſſe der erſten. Der- 
anlagung zur Einkommenſteuer und Mörperſchaftſteuer und über die 
erſte Feſtſtellung der Einheitswerte, die vom Geſetzgeber ſelbſt als 
unentbehrliche Grundlage im Geſetz angefordert waren, hatte längere 
Seit erfordert, als urſprünglich vorausgeſehen war. Die Verwaltung 
war durch die Aufgaben, die die Durchführung der umfangreichen 
Steuergeſetzgebung des Sommers 1925, insbeſondere die Feſtſtellung 
der Einheitswerte und die Veranlagung der Steuern, die auf dieſen 
Werten aufbauen, ihr ſtellten, ſehr ſtark in Anſpruch genommen. 
Eine weitere Belaſtung, wie ſie eine Anderung des Finanzausgleichs 
und insbeſondere die in Ausſicht genommene Ermächtigung an 
Länder und Gemeinden zur ſelbſtändigen Anteilfeſtſetzung an der 
Sinkommenſteuer und Körperſchaftſteuer unvermeidlich mit ſich 
gebracht hätte, war daher zur Zeit nicht tragbar. Aber auch tiefer⸗ 
liegende Gründe ſprachen dafür, die endgültige Löſung der Frage 
noch zu vertagen. Die Kriſis der deutſchen Wirtſchaft, die fih 
beſonders ſtark bei der deutſchen Landwirtſchaft auswirkt, iſt noch 
keineswegs überwunden. Ein Überblick darüber, wie ſich Steuer⸗ 
kraft und Steuerbedarf in den einzelnen Teilen des Deutſchen Reichs 
unter normalen Derhältniffen geſtalten werden, läßt fih daher zur 
Zeit noch nicht gewinnen. Die Anpaſſung der Staatswirtſchaft und 
der Privatwirtſchaft an die Laſten, die der verlorene Krieg dem 
Reich und mit ihm Ländern und Gemeinden auferlegt hat, und die 
mit Notwendigkeit zu der Forderung ſteigender „Rationalifierung” 
der Wirtſchaft ſowohl wie der Verwaltung führt, iſt noch im Fluſſe. 
Schließlich ſei noch darauf hingewieſen, daß die endgültige Regelung 
des Finanzausgleichs weſentlich von der Entwicklung der Hauszins⸗ 
ſteuer abhängt, vor allem von der zur Seit noch nicht zu entſcheiden⸗ 
den Frage, ob dieſe Steuer dauernder Beſtandteil des deutſchen 
Steuerſyſtems bleiben ſoll. 


II. Grundzüge der Regelung durch das Geſetz vom 9. April 1927. 


Durch das Geſetz zur Übergangsregelung des Finanzausgleichs 
zwiſchen Reich, Ländern und Gemeinden vom 9. April 1927 ift die 
bisherige Regelung des Finanzausgleichs grundſätzlich auf zwei 
Jahre, bis zum 51. März 1929, verlängert worden. Die weſentlichen 
Vorſchriften dieſes Geſetzes feiern im folgenden kurz dargeſtellt: 
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1. Beteiligung der Länder und Gemeinden an Keichsſteuern. 

Die Beteiligung der Länder und Gemeinden an den Reichsſteuern 
bleibt in dem bisherigen Umfange aufrechterhalten. Die Länder und 
Gemeinden erhalten alſo weiterhin 


von der Einkommenſteuer 75 v. H. 
von der Mörperſchaftſteuer 75 v. H. 
von der Umſatzſteuer 50 v. F. 


Die Erträge der Grunderwerbſteuer, der Kraftfahrzeugſteuer und 
der Rennwettſteuer fließen ihnen ganz zu nach Abzug von 4 v. B. 
des Aufkommens, die das Reich zur Abgeltung feiner Derwaltungs- 


koſten einbehält. 


a) Erhöhung der Garantie. 

Das Geſetz über Anderung des Finanzausgleichs vom 10. Auguſt 
1925 hatte den Ländern für ſich und ihre Gemeinden aus den 
drei erſtgenannten Überweiſungsſteuern einen Mindeſtertrag von 
insgefamt 2,1 Milliarden garantiert. Hierzu trat noch eine Sonder ⸗ 
garantie für die Umſatzſteuer, nach der die Länder an Überweiſungen 
aus der Umſatzſteuer allein im Rechnungsjahr 1925 mindeftens 
412,5 Millionen, im Rechnungsjahr 1926 mindeſtens 450 Millionen 
zu erhalten hatten. Durch das Geſetz vom 9. April 1927 wird die 
Garantie für Einkommenſteuer, Mörperſchaftſteuer und Umſatzſteuer 
für die Rechnungsjahre 1927 und 1928 auf insgeſamt je 2,6 Mil- 
liarden erhöht. Die Sondergarantie für die Umſatzſteuer fällt fort. 
Das Reich muß alfo in den Rechnungsjahren 1927 und 1928, wenn 
die Anteile der Länder und Gemeinden an Einkommenſteuer, Körper- 
ſchaftſteuer und Umſatzſteuer weniger ergeben als 2,6 Milliarden, die 
fehlenden Beträge aus anderen Mitteln des Reichshaushalts ergänzen. 
Nach den neueſten Schätzungen des Aufkommens an Reichsiteuern 
wird damit gerechnet, daß der vom Reich zur Erfüllung der Garantie 
zuzuſchießende Betrag nicht mehr als 65 Millionen RM. betragen 
wird. 

b) Beteiligung der ſüddeutſchen Länder an der 
Bierſteuer. 
Durch ein beſonderes Geſetz, das der Reichstag gleichzeitig mit 


dem Geſetz zur Übergangsregelung des Finanzausgleichs verab⸗ 


ſchiedet hat, werden die Überweiſungen, die den ſüddeutſchen Ländern 
nach den Geſetzen über den Eintritt der Länder Württemberg, 
Bayern und Baden in die Bierſteuergemeinſchaft zufließen, wie folgt 
erhöht: für Württemberg von 3 500 000 auf 8 655 000 RM., für 
Bayern von 17 200 000 auf 45000000 RM. und für Baden von 
2.200 000 auf 5 755 000 RM. 

e) Grunderwerbſteuer. 

Zu der Grunderwerbſteuer des Reiches erheben die Länder und 
Gemeinden Zufchläge, die bisher höchſtens 2 v. H., wenn eine Wert- 
zuwachsſteuer nicht erhoben wird, höchſtens 4 v. H. des ſteuer⸗ 
pflichtigen Wertes betragen durften. Dom 1. April ab fällt die letztere 
Möglichkeit fort, fo daß alfo auch dann, wenn eine Wertzuwachs⸗ 
ſteuer nicht erhoben wird, der Zufchlag 2 v. H. nicht überſteigen darf. 
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2. Befondere Berückſichtigung leiſtungsſchwacher Gebiete. 
a) Verteilung nach dem Umſatzſteuerſchlüſſel. 

Aus dem Aufkommen an Einkommen-, Mörperſchaftſteuer und 
Umſatzſteuer foll für die Rechnungsjahre 1927 und 1928 je ein Be- 
trag von 450 Millionen RM. nach den Dorfchriften über die Der- 
teilung der Umſatzſteuer verteilt werden. Das bedeutet, da die 
50 v. Ñ, die den Ländern und Gemeinden von dem Aufkommen aus 
der Umſatzſteuer zuſtehen, die Summe von 450 Millionen RM. 
zweifellos nicht erreichen werden, daß auch ein Teil der Einkommen⸗ 
und Körperfchaftfteuer nicht nach dem ſonſt für die Verteilung von 
Einkommen- und Körperfcaftiteuer maßgeblichen Schlüſſel, ſondern 
nach dem Schlüſſel, der die Verteilung der Umſatzſteuer beſtimmt, 
verteilt werden foll. Einkommen- und Körperſchaftſteuer werden 
ſonſt nach dem örtlichen Aufkommen, die Umſatzſteuer zu zwei 
Dritteln nach der Bevölkerungszahl, zu einem Drittel nach dem ört⸗ 
lichen Aufkommen verteilt. Dadurch, daß auch ein Teil der Über- 
weiſungen aus Einkommenſteuer und Körperſchaftſteuer unter Berid- 
fihtigung der Bevölkerungszahl verteilt wird, foll den Bedürfniſſen 
der ſteuerſchwachen — namentlich agrariſchen — Länder Rechnung 
getragen werden. ' 


b) Derlängerung des § 35. 


Im gleichen Sinne wirkt die Verlängerung der Geltungsdauer 
des & 35 des Finanzausgleichgeſetzes, nach dem für den Fall, daß der 
Anteil eines Landes an Einkommenſteuer und Körperfchaftiteuer, 
auf den Kopf ſeiner Bevölkerung berechnet, in einem Rechnungsjahr 
um mehr als 20 v. H. hinter dem Durchſchnittsſatze zurückbleibt, der 
von der Summe der Anteile der Länder auf den Kopf der Geſamt⸗ 
bevölkerung entfällt, der Anteil des Landes bis zur Erreichung der 
Grenze von 20 v. . aus den dem Reiche verbliebenen Einnahmen 
an Einkommenſteuer und Körperfchaftfteuer zu ergänzen ift. Gegen- 
über dem bisherigen Stande wird dieſe Begünſtigung leiſtungs⸗ 
ſchwacher Länder allerdings dahin eingeengt, daß der Betrag, der auf 
Grund dieſer Dorfchrift zu überweiſen ift, ein Drittel der Anteile 
des Landes nicht überſteigen darf, kein Land alfo mehr als 100 v. H. 
der in ihm aufkommenden Einkommenſteuer und Körperfchaftiteuer 
erhalten kann. 


e) Berückſichtigung ſteuerſchwacher Gemeinden. 
Neu hinzu tritt eine Vorſchrift, die die Länder verpflichtet, bei 
der Beteiligung ihrer Gemeinden an der Einkommenſteuer, der 
Körperſchaftſteuer und der Umſatzſteuer insbeſondere die Lage der 
kleineren ſteuerſchwachen Gemeinden zu berückſichtigen. 
d) Verteilungsſchlüſſel. 

Schließlich find auch die Vorſchriften über die Bildung der 
Verteilungsſchlüſſel für die Überweiſungen fo geftaltet, daß auf die 
Intereſſen der Belegenheitsgemeinden, namentlich der Arbeiterwohn- 
gemeinden, beſonders Rüdficht genommen ift. 


3. Maßnahmen zur Vermeidung ſteuerlicher Aberlaſtung. 

Um ſicherzuſtellen, daß das Gebot äußerſter Sparſamkeit in allen 
Teilen der öffentlichen Verwaltung überall in dem erforderlichen 
Umfange berückſichtigt wird, werden die Vorſchriften des § 6 auch 

r die Fukunft aufrechterhalten. Danach ſind alſo auch weiter⸗ 


hin für den Fall, daß eine Gemeinde den Bedarf, der aus Steuern, 
ſonſtigen Abgaben und Überſchüſſen der Betriebsverwaltungen zu 
decken iſt, über den entſprechenden Bedarf des Jahres 1914 hinaus 
über Gebühr anſpannt, die Landesregierungen berechtigt, die der 
Gemeinde zugewieſenen Anteile an Einkommenſteuer und Körper- 
ſchaftſteuer zu kürzen. Darüber hinaus ift eine Vorſchrift neu ein 
efügt, nach der die Länder verpflichtet find, die Mehrerträge aus 
berweiſungen aus der Einkommenſteuer, Mörperſchaftſteuer und 
Umſatzſteuer, die über den Betrag von 2,4 Milliarden hinausgehen, 
in erſter Linie zur Senkung der Kealſteuern (Grund-, Gebäude- 
und Gewerbeſteuern) zu verwenden. Hier tritt eines der Grund- 
probleme der künftigen endgültigen Regelung des Finanzausgleichs 
zutage: die Frage nach den Beziehungen der Reichseinfommenfteuer 
zu den Kealſteuern der Länder, die Notwendigkeit im Intereſſe 
einer gleichmäßigen ſteuerlichen Belaftung der deutſchen Wirtſchaft 
in ihrer Geſamtheit das Verhältnis der Einkommenſteuer des Reichs 
zu den Realſteuern der Länder geſetzlich zu regeln. Um in dieſer 
Hinficht die nötigen Grundlagen für die endgültige Regelung des 
Finanzausgleichs zu ſchaffen, iſt die Verpflichtung der Regierung im 
Geſetz vom 9. April 1927 in Ausſicht geſtellt, bis zum 1. Oktober 1927 
den Entwurf eines Kahmengeſetzes zur Regelung der Kealſteuern 
und der Hauszinsſteuer vorzulegen. 


4. Getränkeſteuern der Gemeinden. 

Nach der bisherigen Regelung des Finanzausgleichs waren die 
Gemeinden berechtigt, Steuern vom örtlichen Verbrauch von Ges 
tränken zu erheben. Dieſes Recht ſollte jedoch mit dem 1. April 
d. J. aufhören. Mit Kückſicht darauf, daß die endgültige Regelung 
des Finanzausgleichs zur Feit noch vertagt werden mußte, ſchien 
die vollſtändige Beſeitigung dieſer recht ertragreichen Steuerquelle 
für die Finanzlage der Gemeinden nicht tragbar. Das Geſetz vom 
9. April 1927 geſtattet den Gemeinden daher die Erhebung einer 
Steuer auf den örtlichen Verbrauch von Bier, die jedoch nur vom 
Nerſteller des Bieres oder demjenigen erhoben werden darf, der Bier 
in die Gemeinden einführt. Die Steuer darf 7 v. G. des Herſteller⸗ 
preiſes nicht überſteigen. Die übrigen Getränkeſteuern der Ge⸗ 
meinden fallen mit dem 1. April d. J. fort. 


5. Erwerbsloſenfürſorge. 8 

Finanziell am ſchwerſten fällt zugunſten der Länder und Ge- 
meinden die Dorfchrift ins Gewicht, die die Länder und Gemeinden 
von den Ausgaben für die Erwerbsloſenfürſorge entlaſtet. Da ſich die 
Verabſchiedung des Arbeitsloſenverſicherungsgeſetzes verzögert hat, 
würden die Länder und Gemeinden weiterhin mit den ſehr erheblichen 
Ausgaben aus der unterſtützenden Erwerbsloſenfürſorge belaſtet 
geweſen ſein. Dieſe Ausgaben werden den Ländern und Gemeinden 
nach den Vorſchriften des Geſetzes vom 9. April für die Zeit vom 
1. April 1927 ab bis zum Inkrafttreten des Arbeitslofenverficherungs- 


geſetzes vom Reich erſtattet. Die Mehrbelaſtung, die hieraus für den 


Reichshaushalt erwächſt, erſcheint mit Kückſicht auf die Finanzlage des 
Reichs nur dann tragbar, wenn das Arbeitsloſenverſicherungsgeſetz 
ſpäteſtens am 1. Oktober in Kraft treten kann. Die Beftimmungen, 
durch die die Koſten der Erwerbsloſenfürſorge vom Reich über- 
nommen werden, ſollen demgemäß ſpäteſtens mit dem 30. Sep- 
tember 1927 außer Kraft treten. 5 


Aber Einheit und Mannigfaltigkeit in der „Rulturpotitit”. 


Don Theodor Reuß. 


‚ Pölter, über die eigene Grenze blickend, vereinfachen, was ſie 
beim Nachbarn fehen. das ift ganz ſelbſtverſtändlich. Beftimmte 
Eigentümlichkeiten, die als dem eigenen Weſen fremd empfunden 
werden, treten mit beſonderer Eindringlichkeit ins Bewußtſein und 
verdrängen die Füge, die Dokumente des Wechſels und Reichtums 
ſein wollen und ſein würden, wenn nicht eben dieſe primitive Kraft 
zur Eindeutigkeit vorhanden. Die Witzblätter aller Nationen ſind das 
Schulbuch ſolcher Erkenntnis. Sie arbeiten alle mit beſtimmten 
feſtgelegten Typen. Ob ſolcher Typ einmal von einem einfallreichen 

opf erfunden, von einem eindrucksſtarken Stift geftaltet wurde, das 
mag man dann hiſtoriſch feſtſtellen — daß der Typ übernommen, 
variiert, verſtanden wird, daß er fich zu einer feſten und bleibenden 
Vorſtellung verdichtet, das iſt doch das Entſcheidende. Denn es 
offenbart ſich darin jener charakteriſtiſche Zug, das Fremde, den 
Fremden als eine Einheit zu ſehen. : 


Schauen die Dölfer auf ihr eigenes Weſen, fo kommen fie bei 
einem ähnlichen verfahren in einige Derlegenheit. Denn die Nähe 
des Blickfeldes verwirrt und erlaubt nicht ſo ſehr, dieſen oder jenen 
Eindruck auszuſcheiden. Zwar machen fie fih, polemisch oder apolo- 
getiſch, auch einen Idealtypus zurecht — der deutſche Michel, die 
fränzöſiſche Marianne —, aber der ift dann doch blaffer, weniger 


geſchloſſen, eine Hilfskonſtruktion. Und ähnlich verläuft das Suchen 
nach einer erklärenden Antwort, wenn ein Polk die Frage nach 
ſeinem eigenen Weſen aufwirft. Es braucht einer nie in Frankreich, 
Italien oder England geweſen zu ſein, um mit einer ſchönen Sicher⸗ 
heit zu ſagen: ſo iſt der Franzoſe, der Italiener, der Engländer. 
Da gibt es gar kein unſicheres Taſten. Aber wenn er den Deutjchen 
beſchreiben will, gerät er ins Stottern und hilft ſich daraus nur mit 
einer ſehr allgemeinen Phraſeologie, die nicht charakteriſiert, ſondern 
bewertet, mit Plus- oder Minuszeichen arbeitet, je nach Tempera- 
ment oder Anlaß. Die Unficherheit der Anſage flüchtet dann in die 
Überlegung, daß der Deutfche nun im Grunde doch keine Einheit ſei, 
ſondern eine Dielheit — der Stammescharakter wird herausgearbeitet, 
ihm gegenüber werden die Begriffe feſter, die Anſchauungen ſinn⸗ 
licher, und was zunächſt leichte Verlegenheit war, wird Lob des 
Reichtums. ` 


Das iſt nun kein ausſchließlich deutſcher Tatbeſtand, aber in 
Deutſchland wird er durch die hiſtoriſche Konſtruktion unferer Staat⸗ 
lichkeit zu einem ſtaatspolitiſchen Problem. Für Frankreich, Italien 
oder England trifft das nicht zu. Wenn man bei dieſen Staaten be⸗ 
ginnt, ſich ſelber zu pfychologieren, gerät man bald genug in ähnliche. 
Situationen wie bei uns: die Differenzierung innerhalb des Dolfs- 
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körpers ſtark genug zu empfinden. Der Mann aus Mailand oder 
Turin ſchimpft auf den Kalabrefen oder Neapolitaner; denn fein 
Fleiß fei es, der die Faulheit oder Sorgloſigkeit der Leute da unten 
mit ernähren müſſe. Wenn die Engländer aus Kent und Suſſex von 
loyd George als dem Walliſer reden, wenn das „Keltifche” feines 
lutes und feiner Art betont wird, worin keine Schmeichelei be⸗ 
griffen ift, wenn der Schotte aus dem Hochland in einer etwas 
ironifchen Romantik erſcheint, fo bekunden fih darin Geſinnungen, 
die dem Deutſchen mit Einzelperſönlichkeiten oder Gruppen durch⸗ 
aus geläufig ſind. Nicht anders iſt es in Frankreich. Grenoble 
und Breſt, Cette und Dünkirchen haben volksmäßig, wenn man von 
Sprache und Geſchichte abſieht und auf den Stammesuntergrund 
zurückgreift, verteufelt wenig miteinander zu tun; das bei uns in 
Deutſchland als ſchlechthin geſchloſſen angenommene Einheitsgefühl, 
angenommene Bewußtſein der Franzoſen hat in den erſten Kriegs⸗ 
monaten 1914 eine ſehr peinliche Belaſtungsprobe durchgemacht, als 
man in Paris und im Norden die provenzaliſchen Regimenter, die 
Leute des „Midi“, für die militäriſchen Niederlagen verantwortlich 
machen wollte. 


Dieſe Beiſpiele find geſchloſſenen Einheitsſtaaten entnommen, 
fie laſſen ſich vermehren und vielleicht noch ſchärfer akzentuieren, 
wollte man nach Spanien greifen oder nach dem ſüdſlawiſchen König- 
reich — hier freilich ſind ja die Frageſtellungen noch allzu jung und 
vielleicht dem Problemkreis vergleichbar, vor dem ſich Preußen nach 
1815 fah, als fein proteſtantiſch⸗öſtlicher Kern durch den katholiſch⸗ 
rheiniſchen Gebietskreis erweitert worden war. Die, wenn man fo 
ſagen will, pädagogiſche Nutzanwendung des vorgetragenen Ge⸗ 
dankengangs für die deutſchen Derhältniffe liegt auf der Hand: Die 
rationale Dereinheitlihung der ſtaatlichen Inſtitutionen, alfo etwa 
die Schaffung gleichgearteter Juſtiz⸗ und Finanzverwaltungen, ein- 
deutiger Hoheitsrechte und Befehlsſtellen, löſcht den Reichtum land- 
ſchaftlicher, landsmannſchaftlicher Gebundenheiten, Traditionen, 
Sonderwerte nicht aus. 5 


Sind das aber denn nun nicht Selbſtverſtändlichkeiten, die mit 
dem Aufwand fremder Parallelen vorzutragen ſich eigentlich nicht 
recht lohnt? Gewiß, es handelt ſich nicht um intereſſante Ent⸗ 
deckungen, ſondern um im Grunde ziemlich banale Tatſachen; aber 
das Schickſal hat es ſo gewollt, daß ſie im tagespolitiſchen Betrieb 
verwiſcht, vergeſſen, zugedeckt wurden. Und daß je und je in der 
innerdeutſchen Auseinanderſetzung über die „Fuſtändigkeit“ von 
Reich, Ländern und Gemeinden die älteſten verſtaubten Ladenhüter 
aus der Rumpelkammer der Argumente herausgeholt werden, mit 
dem Anſpruch, als das blinkende Metall der Wahrheit hingenommen 
zu werden. Sie lauten: es iſt der Reichtum des deutſchen Weſens, 
daß es nicht über einen Kamm geſchoren werden kann, es wehrt ſich 
gegen den „öden Zentralismus“ der fremden Völker; eine Der- 
armung an Eigenart müßte in der kulturellen Farbigkeit der deut- 
ſchen Stämme eintreten, wollte man ihrem Sonderleben gemein- 
verbindliche Normen ſtaatlicher Art aufzwingen. Und wie es ſonſt 
noch lauten mag. 


Es liegt uns in dieſem Augenblick nichts an der immer aus- 
ſichtsloſen Polemik gegen den Ablauf der deutſchen Geſchichte, die 
gerade unſerem grenzpolitiſch ſo ungünſtig geſiedelten Volkstum die 
geſchloſſene Staatlichkeit ſchuldig geblieben iſt. Die Tatbeſtände, wie 
fie wurden, müſſen geſehen und anerkannt werden; wie weit fie 
„hingenommen“ werden mögen, entſcheidet der eine fo, der andere fo, 
je nach politiſchem Willen. Dieſe Frage fei für unſeren Zuſammen⸗ 
hang vernachläſſigt. Worüber man ſich aber langſam verſtändigen 
könnte, ift doch dies: daß aus den ſtaatspolitiſchen Auseinander- 
ſetzungen über die Zweckmäßigkeit ſtaatlicher Geſtaltung, handle es 
fih um Dinge der Geſetzgebung oder der Verwaltung, beſtimmte 
Gruppen von Zeugniffen und Bekundungen aus ſcheiden, die die 
Fragen verwirren und die Antworten verwiſchen. 


Der Staat kann durch Geſetze und Erlaſſe Kultur nicht anordnen 
und verordnen; er kann durch beſtimmte ziviliſatoriſche Maßnahmen 
hemmend oder fördernd auf deren Wachstum einwirken, kann günſtige 
oder ungünſtige Lebensbedingungen beeinfluſſen, das ſchöpferiſche 
Leben kann er ſelber mit Paragraphen, Geſchäftsordnungen, Jn- 
ſtanzen, kann es auch mit Finanzen nicht ſelber ſchaffen. Wiſſen⸗ 
ber und Kunſt ſind doch nur im äußerlichſten Sinne als ſtaatliche 

eranſtaltungen zu nehmen. Der Staat mag, ſoll, muß ſich ihrer 
„Pflege“ widmen; das Ergebnis wird letztlich doch von anderen 
Kräften beſtimmt, mag man dieſe im individuellen Schöpfertum oder 
in den nicht ausdeutbaren Wirkungen von tieferen Lebenszuſammen⸗ 
hängen, Traditionen, „Seitgeift“, „Volksgeiſt“ finden. Wird diefe 
Theſe angenommen, dann iſt es im Entſcheidenden vollkommen un⸗ 
erheblich, wie die „Inſtanz“ der Kulturpflege ſtaatsorganiſatoriſch 
eingegliedert erſcheint: ob „Reichsſache“, „Länderſache“, Gemeinde- 
angelegenheit; die einzige Erheblichkeit bleibt, ob die Inſtanz gute 
und verſtändige Arbeit leiſtet. 
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Im Deutſchen Reich iſt, aufs Ganze geſehen, die öffentliche 
„Kulturpolitik“ Länderangelegengeit. Das ift hiftorifch zu verſtehen, 
da die territorialen Staatsſouveränitäten früher da waren als das 
Reich, und das Weggeben von Souveränitätsrechten eine ſehr 
zögernde und zunächſt mehr die äußeren Machtfragen betreffende 
Entwicklung war. Es mag im übrigen, aus Gründen der Perſonal⸗ 
politik, der überſehbaren Wirkungen von Nachbarſchafts-Initiative, 
ganz zweckmäßig ſein, daß es bis heute ſo geblieben iſt — das bleibe 
unerörtert. Aber was unleidlich werden mußte, iſt dies, daß 
dieſer an fih geſchichtlichen Tatſache ein Glorienſchein aufs Haupt ge» 
ftülpt wurde, der nun „Land“ und „Kultur“ gleichſetzt, und den 
unſcharfen, aber immer ein bißchen eindrucksvollen, wohl eingehen- 
den und ſtill pathetiſchen Begriff der Kultur bemüht, um ſehr un⸗ 
ſentimentale und unpathetifche Dinge in dem Herrſchaftsanſpruch 
einzelſtaatlicher Bürokratien zu verklären. Denn darum handelt es ſich. 


Die Mannigfaltigkeit des deutſchen kulturellen Lebens, denke 
man an Kunſt oder Dichtung, an philoſophiſche Denkart oder volts- 
tümliche Lebensform, hat mit dem Aufbau der deutſchen Länder ganz 
und gar nichts zu tun. Das klingt ein bißchen grob, aber es iſt doch 
fo. Die objektiven Kräfte, die in diefe Bezirke hineinwirken, find 
die religiöſen Komplexe und das Weſenhafte einer Stammes- 
gebundenheit, wo ſolche unzerſtört geblieben iſt. Zwar ſind die reli⸗ 
giöfen Gruppierungen in Deutſchland einmal das Ergebnis ſehr ein- 
deutiger und auch areligiöſer Staaträfon geweſen, in dem cuius 
regio eius religio, und an dieſem Punkt kann man noch am eheſten 
ſagen, daß die Staatspolitik ziemlich unmittelbar kulturſchöpferiſch 
wurde, indem ſie eine beſtimmte konfeſſionelle Atmoſphäre bannte, 
wenn auch nicht erzeugte. — Doch als im 18. und 19. Jahrhundert 
diefe Identität von Territorium und Konfeffion zerſtört wurde (Er⸗ 
oberung Schleſiens durch Friedrich II., Reichstagsdeputationshaupt-. 
ſchluß von 1805 uff.), fan? diefes Element hinweg; der Staat fätu- 
lariſierte ſich einigermaßen gegenüber den religiöfen Beſtänden, die 
aber nun freilich autonom mannigfach genug wirkſam blieben. Das 
Schickſal der deutſchen Stämme aber wurde, daß fie von der dynaſti⸗ 
ſchen Geſchichte, durch Erbvertrag, Erwerb und Eroberung wahllos 
zerriſſen und vereinigt wurden: kein deutſcher Stamm hat die Her- 
berge ſeiner Siedlungsgrenzen behalten, kein deutſcher Staat von 
einiger Ausdehnung, der nicht verſchiedene Stämme in ſich ver⸗ 
einigte. Man braucht dabei gar nicht bloß an Preußen oder Bayern 
zu denken, die mit einer Dielheit an Stammesarten zu rechnen 
haben, auch wenn man ſich daran gewöhnt hat, breit von einer 
preußiſchen oder bayerifchen Eigenart zu ſprechen, um die Stammes- 
eigentümlichkeit eines Staates zu faſſen. 


Nun iſt freilich auch der Stamm zwar etwas Gegebenes, aber 
doch auch nichts Abſolutes. Daß man ihn für die Struktur des 
Staatsbaues in Anſpruch nimmt, iſt rückſchauende Romantik, und 
es würde vermutlich für das innere Gefüge des Reiches nicht gerade 
eine Derfeftigung fein, wollte man feine inneren Grenzen den 
Siedlungsgrenzen der Stämme entlangführen; daß es gerade hier 
Überſchneidungen und Verzahnungen gibt, erſcheint uns als eine der 
wenigen glücklichen Erbſchaften der Vergangenheit. Dabei ſind nun 
zwei Entwicklungstendenzen unverkennbar: das landsmannſchaftliche 
Sondergefühl ift mit Heimatpflege, mit der Literariſierung von Lokal- 
geſchichte und Volkskultur erneut gewachſen, vielleicht in manchem 
gekünſtelt; aber im ganzen bedeutet dies doch, wo es ſich als eine 
geiftige Angelegenheit begrenzt, eine geſunde Abwehrhaltung. Ab- 
wehr gegenüber der anderen Tendenz. Nicht durch eine ſtaatliche 
Geſetzgebung, ſondern mit der kapitaliſtiſch⸗induſtriellen Entwicklung 
ſetzte jenes Großſtadtwachstum ein, jene Derftädterung des deutſchen 
Menſchen, die aus hundert Heimaten und Herkünften, aus Stämmen 
und Gebundenheiten die Menſchen löſt, und in neuer Umgebung fie 
zu typiſchen Lebensformen und Gewöhnungen umprägt. Es iſt 
ziemlich gleichgültig, ob man diefe Bildungen mit dem Enthuſias mus 
des Ja, Jaſagenden Journaliſten oder mit dem Nein, Nein des 
idylliſchen Heimatromantikers begrüßt, beklagt — fie find vorhanden 
und unabwendbar. Sie ſchaffen Dereinheitlichungen, in denen die 
Sonderart zwar nicht immer und unmittelbar ausgelöſcht, aber in 
ihren Kanten gemildert wird. Auch dieſer Prozeß iſt von ſtaatlichen 
Anſprüchen und von einem kulturellen Grenzwächtertum völlig un- 
abhängig. 


Er iſt übrigens im Bezirk der weſteuropäiſchen Völker eine ge⸗ 
meinſame Erſcheinung. Aber ſie vollzieht ſich nicht in einheitlichem 
Bewußtſein, weil etwa Paris und London die einheitliche langſame 
Schöpfung einer ſtaatlich geſchloſſenen Nation, das Berlin des letzten 
halben Jahrhunderts aber das Ergebnis einer ſtürmiſchen Koloni- 
ation ift. Darum find bei uns die Auseinanderſetzungen, ganz ab- 
geſehen von der ſtaatspolitiſchen Verzierung, mit der wir fie iiber- 
laden, herber, mißtrauiſcher und unbehaglicher als anderwärts. Aber 
es würde ſchon ein Gewinn ſein, wollte man ihr Weſen erkennen 
und von der landesüblichen Empfindſamkeit entlaſten. 


Der Heimatdienft 


Zur Konkordatsfrage. 


Don Dr. Rudolff£ehnhart, 


Bereits feit einem Jahrhundert waren für den größten Teil des 
jetzigen Reichsgebietes Verträge mit dem HI. Stuhle, alfo. Konkordate 
in Geltung: für Bapern das Konkordat von 1817, für Preußen, 
Hannover und die Staaten am Oberrhein: Württemberg, Baden, 
Heſſen⸗Darmſtadt, Kurheſſen und Heſſen⸗Naſſau die ſogenannten 
Jirkumſkriptionsbullen aus den Jahren 1821 und 1824, ſowie die 
Bulle über die Biſchofswahl in den Diözeſen Freiburg, Rottenbura, 
Mainz, Fulda und Limburg aus dem Jahre 1827. Die Form dieſer 
Bullen ändert am Aonkordatscharakter ihres Inhaltes nichts. Die 
Bulle De salute animarum aus dem Jahre 1821 z. B. iſt das Ergeb⸗ 
nis der zwiſchen Preußen und dem Hl. Stuhle durch Niebuhr und 
Kardinal Conſalvi über gemeinſame kirchenpolitiſche Angelegenheiten 
geführten Verhandlungen, Kirchengeſetz feit ihrer Promulgation durch 
Pius VII., preußiſches Staatsgeſetz durch ihre Aufnahme in die 
preußifche Geſetzesſammlung (Jahrgang 1821 S. 113 ff.). 

Der Grund für die damaligen Verhandlungen und Dereinbarun« 
gen der deutſchen Fürſten mit dem Papſte liegt in den Veränderungen, 
die die Säkulariſation im Jahre 1805 auf kirchlichem Gebiete 
geſchaffen hatte: ſie hatte die alte Diözeſaneinteilung aufgelöſt, der 
weltlichen Herrſchaft der Biſchöfe ein Ende bereitet, das Kirchengut 
(mit Ausnahme des Pfarrvermögens) zum weitaus größten Teile 
dem Staate überwieſen. Es mußten alfo neue Bistümer errichtet, die 
Biſchofsſtünle neu dotiert und ihre Beſetzung neu geregelt werden. 
An allen drei Aufgaben wußte ſich der Staat intereſſiert und beteiligt: 
die Dotierung der neuen Diözeſen war den ſäkulariſierenden Fürſten 
durch § 55 des Reichsdeputationshauptſchluſſes formell zur Pflicht 
gemacht. Die Diözeſaneinteilung konnte ihnen infolgedeſſen auch nicht 
gleichgültig ſein. Man wünſchte außerdem im allgemeinen den 
Grundſatz der Landesbistümer gewahrt: die preußiſchen Bistümer 
ſollten ſich mit dem preußiſchen Territorium decken, die bayerifchen 
mit den bayerifchen uſw., die des Reiches mit dem Reichsgebiet. Die 
Ausnahmen, die hier die Bulle De salute animarum an der 
preußiſch⸗öſterreichiſchen Grenze machte, waren von Preußen aus 
politiſchen Rüdfichten Oſterreich gegenüber gewollt. Was endlich die 
Beſetzung der Biſchofsſtühle angeht, fo wünſchten die Fürſten wegen 
der kulturellen Bedeutung des Amtes ein pofitives Mitwirfungs- 
recht, der katholiſche König von Bayern fogar das Recht der Be- 
nennung neuer Biſchöfe. Die Umſchreibung und Dotierung der 
Diözeſen ſowie die Beſetzung der Biſchofsſtühle bildeten denn auch 
den Inhalt der vorhin erwähnten Verträge mit dem Hl. Stuhle, Nur 
das bayerifche Konkordat ging weiter. 4 

Don diefen Tatfachen müſſen wir ausgehen, wenn wir in der 
Frage eines heutigen Kontordates richtig urteilen wollen, Weil die 
erwähnten konkordatären Abmachungen den internationalen Der- 
trägen gleichgeachtet werden, haben fie die innerpolitiſche Um- 
wälzung des Keiches an und für ſich überdauert. Anderſeits ſind ſie 
von ihr doch nicht unberührt geblieben. Das tritt deutlich in der 
Frage der Beſetzung der Bifchofsftühle hervor. Die alten Verträge 
mit dem Fl. Stuhle geben hierin dem Staate ein poſitives Mit- 
wirkungsrecht. Die Weimarer Derfafjung dagegen ſchließt ein ſolches 
aus. Es wird aber auch dem Staate von heute nicht gleichgültig ſein, 
wer das Biſchofsamt innehat. Er wird deshalb vielleicht wünſchen, 
daß fih die Kirche vor der endgültigen Ernennung eines Biſchofs 
mit ihm ins Benehmen ſetze, damit er etwaige politiſche Bedenken 
geltend machen könne — eine negative Einwirkung des Staates auf 
die Bifchofswahl, die fich auch mit Art. 137 Abſ. 3 der Reichsver⸗ 
fafſung vereinbaren ließe —, und die Kirche kann dieſem Wunſche 
entgegenkommen, wie ſie es z. B. im baperiſchen Konkordat getan 
hat. Eine Neuordnung der Diözefangrenzen käme, auch wenn wir 
von den innerkirchlichen Bedürfniſſen, die heute andere ſein können 
als vor 100 Jahren und immerhin wohl auch ihre Berückſichtigung 


verlangen dürfen, infolge der territorialen Veränderungen, die der 
Verſailler Vertrag geſchaffen hat, beſonders im Often den ſtaatlichen 
Intereſſen entgegen. Daß endlich die Frage der finanziellen Bei⸗ 
hilfen des Staates für katholiſche Zwecke — von Art. 138 der Reichs ⸗ 
verfafjung ganz abgefehen — nach 100 Jahren jährlicher Fahlungen 
in münze und nach der Inflation zweckmäßig neu geregelt wird, 
auch wenn dabei die Höhe der in den zwanziger Jahren des letzten 
Jahrhunderts feſtgeſetzten Beträge nicht überſchritten werden ſoll, 
dürfte fih von ſelbſt verſtehen. Als in Preußen unter Kultusminifter 
Bölitz die Verwaltungskoſten der evangeliſchen Landeskirche geregelt 
wurden, nahm der Landtag zudem ausdrücklich den Entſchließungs⸗ 
antrag an, daß eine ähnliche Regelung mit der katholiſchen Kirche 
bald getroffen werden ſolle. 

Alle dieſe Neuregelungen, die gerade das ſtaatliche Intereſſe 
berühren, ließen jih aber nur ſchwer treffen ohne neue Derein- 
barungen mit dem Hl. Stuhle. Es ift zwar im Derlauf der Kon- 
kordatsdiskuſſion immer wieder die Frage aufgeworfen worden, ob 
fih denn die berührten Punkte nicht durch einfeitige ſtaatliche Geſetz⸗ 
gebung ordnen ließen. Man hat dabei auf Württemberg hingewieſen, 
das tatſächlich eine ſolche einſeitige Regelung durch Landesgeſetz 
getroffen habe. Wir glauben indes jene Frage vom Standpunkt des 
Staatsrechts aus verneinen zu müſſen. Das Beiſpiel Württembergs 
dürfte jetzt jedenfalls eher das Gegenteil von dem beweiſen, was es 
beweiſen foll. In dem in Frage kommenden Geſetz find ausſchließ · 
lich finanzielle Angelegenheiten geregelt, und das, was wir gelegent⸗ 
lich der Wahl des neuen Biſchofs von Rottenburg gehört haben, zeigt, 
daß auch die württembergiſche Regierung der Auffaſſung ift, Der- 
handlungen mit Rom wenigſtens zur Neuordnung der Beſetzung des 
Biſchofsſtutles nicht umgehen zu können. Maßgebend mögen dabei 
für die württembergiſche Regierung zwei Erwägungen geweſen ſein, 
die allgemeine Geltung haben: wenn die vor 100 Jahren abge- 
ſchloſſenen Verträge jetzt notwendig der Ablöſung durch eine Neu- 
regelung bedürfen, weil fie auf die neuen Derhältniffe feit 1919 nicht 
mehr anwendbar find, jo können fie nach internationalem Recht bloß 
abgelöſt werden durch neue Verhandlungen zwiſchen denjenigen, die 
fie ſeinerzeit abgeſchloſſen haben: den deutſchen Regierungen auf der 
einen und dem Hl. Stuhle auf der anderen Seite. Als am 5. Mai 
1898 im preuß iſchen Landtag der Antrag geſtellt wurde, einen Punkt 
der Bulle De salute animarum, alſo des Vertrages von 1821, zu 
ändern, erklärte die Regierung ſofort, daß für eine ſolche Anderung 
auf kirchlicher Seite ausſchließlich der Hl. Stuhl zuftändig fei. Das 
gilt auch heute noch. Die Reichsverfaſſung ſtellt ferner den Grundſatz 
allgemeiner Befenntnisfreiheit auf. Bekenntnisfreiheit verlangt aber 
als Korrelat, daß der Staat da, wo er Angelegenheiten einer 
Religionsgeſellſchaft behandelt, die ihr eigentümliche Verfaſſung 
berüdfichtige. Die Anwendung auf unſeren Fall ergibt fidi von felbft. 

Wir haben oben nur von der Neuordnung der Angelegenheiten 
geſprochen, die bereits Gegenſtand von Vereinbarungen zwiſchen dem 
Staate und dem Hl. Stuhle geweſen find. Die in den Hirkum⸗ 
ſkriptionsbullen behandelten Materien dürften auch den Kern der 
neuen Abmachungen bilden. Ob andere Angelegenheiten dazu 
kommen, iſt abzuwarten. Man könnte z. B. an die Ausbildung und 
Anſtellung der katholiſchen Geiſtlichen denken. Anderſeits ift doch 
wohl nicht anzunehmen, daß ſich weitere Konkordate ganz im 
Rahmen des baperiſchen halten werden. N davon, daß eine 
Reihe der Beſtimmungen des bayerifhen Konkordats nur eine Un- 
wendung der in der KReichsverfaſſung den Religionsgeſellſchaften 
verliehenen Freiheiten und Möglichkeiten darſtellen, wird man fich 
auch auf kirchlicher Seite der Einſicht nicht verſchließen, daß ſich 
die Verhältniſſe eines überwiegend katholiſchen Landes nicht ohne 
weiteres auf Länder mit katholiſcher Minderheit übertragen laſſen. 


seen 


Weltwirtſchaftliche Probleme der Gegenwart. 


Don Dr. Mar Roſcher. 


: Nicht minder ſchwer als die politiſchen waren die wirtſchaft⸗ 
lichen Folgen des Krieges. Er hat das in langen Friedensjahrzehnten 
geſchaffene dichte Netz der internationalen Wirtſchaftsverflechtung 
zerriſſen, die einſtige Harmonie der weltwirtſchaftlichen Beziehungen 
und des gegenſeitigen Warenaustauſchs empfindlich geſtört. Schon 
während der Kriegsjahre deuteten ſich neue Entwicklungslinien in 
den weltwirtſchafklichen Beziehungen an; aber erft nach dem 
Friedensſchluß wurde offenbar, welche bedeutſamen Derlagerungen 
in der Weltwirtſchaft eingetreten waren. Zwar traten alle Völker 
wieder, dem Charakter ihrer Wirtſchaftsorganiſation gemäß, in 
-vegere wirtſchaftliche Beziehungen zueinander; doch das Geſamtbild 


der Weltwirtſchaft war völlig gewandelt. Neue Probleme waren 
aufgetreten und hatten die alten, die der Vorkriegswirtſchaft der 
Völker das Gepräge gaben, verdrängt. Die eine Reihe dieſer neu 
aufgetauchten weltwirtſchaftlichen Probleme leitet ſich aus Fragen 
der Produktion, der Derteilung und der Zirkulation 
der Güter her; die andere Reihe umfaßt vor allem das Welt⸗ 
ſchulden problem, das Mäh rungs- und das Bevöl⸗ 
kerungsproblem. 
I. Das Produktionsproblem. 

Das Produktions problem liegt in dem Mißverhältnis 

zwiſchen weltwirtſchaftlichem Angebot und weltwirtſchaftlicher Nach- 
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frage begründet. Die Produktionskoſten ſind durch Kriegsausgaben 
aller Art, Kriegsſchulden, höhere Kapitalzinſen, Soziallaſten und 
Hölle, zum Teil nicht unbeträchtlich erhöht, und dieſe Erhöhung 
findet ihren ſinnfälligen Ausdruck in der allgemeinen Teuerung. 
Diefe Teuerung führte im Fuſammenhang mit der Verarmung des 
durch den Krieg erſchöpften und durch die Friedensſchlüſſe um⸗ 
geſtalteten Europas zu einer Verringerung des Abſatzes. Bei der 
Wechſelwirkung zwiſchen Produktion und Abſatz wurde durch eine 
Abſatzverringerung wiederum eine Einſchränkung der Produktion 
hervorgerufen, die ihrerſeits Fuſammenbrüche von Unternehmungen 
und Arbeitsloſigkeit zur Folge hatte. Notwendig iſt zunächſt zur 
Löſung des Problems eine Steigerung des Weltbedarfs an Waren, 
die nur mit einer Preisverbilligung in der Weltproduktion Hand in 
Band gehen kann. Vorbedingung dazu ift wiederum eine zu- 
reichende Kapitalneubildung. Solange rieſige Länderkomplexe wie 
China und Indien mit ihren ungeheuren Menjchenmaffen für die 
kapitaliſtiſche Wirtſchaftsform nicht reif ſind, ſondern Haus⸗ und 
Bedarfsdeckungswirtſchaft betreiben (mit naturgemäß geringem Der- 
brauch an fremden Gütern), muß vor allem eine Bedarfsſteigerung 
Mitteleuropas und Rußlands als Dorausſetzung für die Löſung des 
Problems angeſehen werden. 


In den Problemkomplex weltwirtſchaftlicher Produktionsfragen 
it auch das internationale Rohftoffproblem eingeſchloſſen. 
Da wichtige für die Induſtrie unentbehrliche Rohſtoffe von wenigen 
Ländern gewonnen werden — das britiſche Reich z. B. verfügt faſt 
ausſchließlich über die geſamte Erzeugung von Jute, Nitel, 
KHautſchuk, Wolle, und auf die Vereinigten Staaten von Amerika 
entfällt mehr als die Hälfte der Weltproduktion an Eiſen, Baum- 
wolle, Kupfer, Ol jowie, in gewiſſer Hinficht, auch an Kohle —, 
beſteht die Neigung zur Schaffung von Weltrohftoff- 
monopolen zwecks Produktionseinſchränkung, Preisfeſtſetzung 
und Abſatzregelung. Das bedeutet für die übrigen Verbrauchsländer 
Verteuerung und Erſchwerung des Bezuges lebenswichtiger Roh- 
ſtoffe. Die Löſung muß auf dem Wege einer die Intereſſen der 
Kohſtoffproduzenten und der Verarbeiter und Verbraucher aus- 
gleichenden Verſtändigung erfolgen. 


In dieſem Zufammenhang iſt auch das internationale 
Kartellproblem zu erwähnen. Die Entwicklung der letzten 
Jahre hat die Frage aufgeworfen, wie die in dieſem Ausmaß früher 
nicht gekannten, an Bedeutung ſtändig wachſenden induſtriellen Ders 
einbarungen vom Standpunkt der Produktion, des Verbrauchs, ins- 
beſondere der Arbeiterſchaft, zu beurteilen ſind; ob ſie — was er⸗ 
wünſcht wäre — auf einheitlicher Grundlage rechtlich zu regeln 
find; ob eine internationale Truſtbildung oder eine loſere Der- 
einigung in Form von Kartellen und Syndikaten vorzuziehen ift. 


Für die Löſung des Produktionsproblems in der Welt iſt eine 
wichtige allgemeine Vorausſetzung die Beſchaffung und der ſchnelle 
Austauſch ſtatiſtiſcher Angaben, namentlich über die induſtrielle 
Gütererzeugung. 


Was die landwirtſchaftliche Produktion anbetrifft, 
ſo ſind Strukturwandlungen inſofern eingetreten, als Rußland und 
Rumänien für die Deckung des europäifchen Zuſchußbedarfs an 
Weizen weggefallen find und Weft- und Mitteleuropa mit feinem 
weizenbezug faſt ausſchließlich auf Überſeegebiete angewieſen iſt. 
Darüber hinaus hat eine ſtarke Verſchiebung von der Getreides zur 
Mehleinfuhr ſtattgefunden. Überdies find die tiefgreifenden Wirkungen 
des Krieges auch in der Agrarproduktion ſelbſt zu ſpüren. Die 
Landwirtſchaft, namentlich die deutſche, leidet unter großem Kapital» 
mangel, und auch die Preisfrage hat zeitweiſe zu erheblichen 
Schwierigkeiten geführt. 

Ein weiteres mit dem Komplex der Produktionsfragen 
zufammenhängendes Teilproblem ergibt ſich daraus, daß ſich infolge 
der durch den Krieg entſtandenen oder geförderten Induſtriali⸗ 
ſierung wirtſchaftlicher Neuländer (Jutefabriken und 
Baumwollſpinnereien in Indien, Reismühlen in Siam und 
Indochina, chemiſche Fabriken in Auſtralien zur Verhüttung ſeiner 
Erze, Gerbſtoffabriken in Argentinien, Weizenmühlen in den Der- 
einigten Staaten von Amerika und Kanada uſw.) heute eine gewiſſe 
Überlegenheit der Rohſtoffländer und andrerſeits, als Gegenſtrömung, 
ein Streben der alten Induſtrieländer nach Vervollkommnung ihrer 
Qualitätsarbeit bemerkbar macht. Wieweit ſich dieſe Entwicklungs⸗ 
tendenzen in Zukunft durchſetzen werden, hängt von einer Reihe von 
wirtſchaftlichen Faktoren ab; vor allem von der weiteren techniſchen 
und induſtriellen Durchbildung der überſeeiſchen Länder, von der 
Entwicklung der Derkehrsverhältniſſe ſowie von dem Grad der 
künftigen Aufnahmefähigkeit der Abſatzmärkte in der Welt. 


II. Das Abſatzproblem. 


Das führt uns zum Derteilungs- oder Abſatz⸗ 
problem. Es iſt letzthin ein Preisſenkungsproblem. 
Nur bei entſprechender Preisermäßigung iſt der Abſatz von Waren, 
insbeſondere von Qualitätserzeugniſſen, zu ſteigern. Eine Erhöhung 
des Abſatzes ift der Schlüſſel zur Beſſerung der Wirtſchaftslage: fie 
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führt eine Produktionsſteigerung herbei und dadurch vermehrte 
Arbeitsgelegenheit, alfo Überwindung der Arbeitsloſigkeit und erhöhte 
Kaufkraft. Das Zirkulationsproblem ferner umfaßt die Be- 
lebung des zufſammengeſchrumpften, unter zahlreichen 
Hemmungen des Protektionismus leidenden Welthandels: durch 
Aufhebung der Ein- und Aus fuhrverbote und »beſchränkungen, durch 
Gleichberechtigung von Staatsangehörigen und Geſellſchaften eines 
anderen Landes, Abtragung der übermäßig hohen Zollmauern, 
Schaffung eines einheitlichen Aufbaues der Folltarife und gleich⸗ 
mäßiger Verzollungsverſchriften. Ferner kämen Vereinbarungen 
über das ſogenannte Dumping (Schleuderausfuhr), Beſeitigung der 
Diskriminierung durch Transporttarife und der beſonderen Belaſtung 
der eingeführten fremden Ware im Steuerwege, Vereinbarungen über 
die Subventionen (direkte und indirekte Subſidien), Schaffung einer 
einheitlichen Zandelsſchiedsgerichtsbarkeit und eines internationalen 
Rechtsſchutzes für gewerbliches und geiſtiges Eigentum in Frage und 
ſchließlich weitgehende zielbewußte Fuſammenarbeit auf dem Gebiete 
des Verkehrsweſens (Eiſenbahnen, Seeſchiffahrt, Binnenſchiffahrt, 
Poft- und Schnellnachrichtenverkehr, Kraftwagenweſen, Luftverkehr) 
zur Berbeiführung eines möglichſt hohen Grades von Schnelligkeit, 
Wohlfeilheit, Betriebsficherheit, Regelmäßigkeit und Pünktlichkeit 
innerhalb der ganzen zivilifierten Welt. 


III. Die internationale Verſchuldung und das Währungs problem. 


Während die bevorſtehende Weltwirtſchaftskonferenz dem 
Firkulationsproblem einen breiten Raum in den Verhandlungen ein- 
räumen wird, will ſie jedes Eingehen auf das überaus wichtige 
Schuldenproblem vermeiden. Probleme internationaler Der- 
ſchuldung find zwar nicht erſt eine Folge des Krieges, gab es doch 
ſchon früher im internationalen Kapitalverkehr Gläubiger ⸗ und 
Schuldnerländer; fie haben aber heute eine beſonders große Be- 
deutung. Es handelt ſich jetzt in erſter Linie um den Ausgleich 
der gewaltigen, durch den Krieg entſtandenen interalliierten Der- 
ſchuldung und um die für Deutſchland im Dawesplan einſtweilen 
geregelten Reparationen, ferner um die Derzinfung und Tilgung der 
insbefondere von europäifchen Wirtſchaften an fremden Kapital- 
märkten aufgenommenen Anleihen. Für dieſes Schuldenproblem 
der Nachkriegsjahre iſt eine vielbeachtete Tatſache von grundlegender 
Bedeutung: die Vereinigten Staaten von Amerika find Welt- 
gläubiger geworden, während die europäiſchen Länder zum großen 
Teil verſchuldet ſind. Nur England iſt von den kriegführenden 
Staaten Europas Gläubiger geblieben, während vor allem Deutſch⸗ 
land und Frankreich Schuldner anderer Länder, namentlich der Der- 
einigten Staaten von Amerika, geworden find. Die ungeheure Der- 
ſchuldung zugunſten eines einzigen Gläubigerlandes wirkt infolge 
der ſtändigen, die Produktionskoſten ſteigernden ſteuerlichen und 
finanziellen Belaſtungen auf die weltwirtſchaftliche Lage be⸗ 
unruhigend und nachteilig. Da die Länder, die den Hauptteil der 
deutſchen Reparationszahlungen erhalten, den Vereinigten Staaten 
verſchuldet ſind, werden letzten Endes die Vereinigten Staaten auch 
Empfänger der deutſchen Reparationsleiſtungen. Beſonders ſchwierig 
wird das Problem noch dadurch, daß die Abdeckung der deutſchen 
Reparationslaften nur auf dem weg der geſteigerten Waren 
ausfuhr möglich iſt, und daß die Gläubigerländer nicht in der 
Lage und auch nicht geneigt ſind, mehr als bisher deutſche Waren 
aufzunehmen. Entweder müßte die deutſche Reparationsverpflich⸗ 
tung erheblich herabgeſetzt oder die deutſche Ausfuhr willig auf- 
genommen werden. Neben den Kriegsſchulden find ſchließlich die 
ſonſtigen europäiſchen Wirtſchaftsſchulden an die Vereinigten Staaten 
zu tilgen, die bereits jährliche beträchtliche Zinszahlungen bedingen, 
aber an Bedeutung den Fragen der Kriegs- und Reparations⸗ 
verſchuldung gegenüber zurückſtehen. 

Die Löſung des Währungsproblems verlangt, nachdem 
ſich herausgeſtellt hat, wie der Währungszerfall und die Unaus⸗ 
geglichenheit der Währungen verſchiedener Länder den freien Waren⸗ 
austauſch hemmen und zum Dalutadumping führen, baldige Ein- 
führung der auf Gold fundierten Seldverfaſfung in allen Ländern. 
(Don dieſem Dalutadumping iſt das obenerwähnte Dumping ſchlecht⸗ 
hin zu unterſcheiden, bei dem bei feſter Währung, ſei es infolge 
ſtaatlicher Wirtſchaftspolitik, ſei es durch die Preispolitik von 
Produzentenverbänden die Ausfuhr zu niedrigeren als den Inlands⸗ 
preifen erfolgt.) Die Goldwährung ift eine entſcheidende Voraus⸗ 
ſetzung für einen geregelten weltwirtſchaftlichen Verkehr, weil fie 
die Preiſe im Inlande ausgleicht und die inländiſchen Preiſe an 
die Weltmarktpreiſe anpaßt. Erwähnt fei in dieſem Zufammenhang 
noch die in der Öffentlichkeit ſchon des öfteren diskutierte Frage 
der übergroßen Mannigfaltigkeit der europäiſchen Währungsſyſteme. 
Da durch die Friedensſchlüſſe die Fahl der europäiſchen Staaten 
zugenommen hat und große, vor dem Kriege einheitliche Wirt- 
ſchaftsgebiete zerſchlagen find, hat ſich auch die Zahl der Währungen 
und Währungsſyſteme in Europa beträchtlich vermehrt. Das bringt 
erhebliche Beläſtigungen im internationalen Waren-, Kapital- und 
Reifeverfehr mit ſich. Es wäre angebracht, auch hier durch inter⸗ 
nationale Vereinbarungen Abhilfe zu ſchaffen und die Fahl der 
Währungsſyſteme zu verringern. 


Der Heimatdienft 


Don den übrigen wichtigen weltwirtſchaftlichen Problemen der 
Gegenwart fei als beſonders wichtig noch auf alle die Fragen hin⸗ 
gewieſen, die mit dem Bevölkerungsweſen zuſammenhängen. 
So ſei u. a. erwähnt die Frage der Ein- und Auswanderung, der 
Niederlaſſung Fremder, die Kaſſenfrage in Gebieten, in denen 
mehrere Raffen nebeneinander wohnen, die Frage der. Wander- 
arbeiter uſw. Auch hier ift ein weites Feld, auf dem internationale 
Vereinbarungen im Intereſſe des geordneten und friedlichen 
Fuſammenlebens der Völker getroffen werden müſſen. — Ein Teil 
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der hier ſkizzierten weltwirtſchaftlichen Probleme wird auf der An- 
fang Mai beginnenden Weltwirtſchaftskonferenz zur Behandlung 
kommen. Irrig wäre es, zu glauben, daß auf dieſer Konferenz die 
entſcheidend wichtigen Probleme, die die Weltwirtſchaft und ins⸗ 
beſondere die europätfchen Wirtſchaften bedrängen, gelöſt werden 
könnten. Wohl aber wird die Behandlung der für die wirtſchaftliche 
Zukunft Europas entſcheidend wichtigen Fragen in einem internatio- 
nalen unpolitiſchen Gremium einen Schritt vorwärts bedeuten auf 


dem Wege gedeihlicher wirtſchaftlicher Fuſammenarbeit der Völker. 


Das Zünd holz. 


Es ſind jetzt zwei Generationen vergangen, ſeitdem es dem 
Fabrikanten Jönköping gelang, die alten Phosphor-Schwefelhölzer 
durch einen ungiftigen Sicherheitstopf zu erſetzen. Es begann der 
Kampf gegen die Phosphor⸗Fündhölzer. Schon damals wurde das 
kleine Fündholz ſo wichtig, daß ſich internationale Konferenzen mit 
ihm beſchäftigten. Dieſer Tatbeſtand allein würde eine volkswirt⸗ 
ſchaftlich außerordentlich intereſſante Unterſuchung ermöglichen. 
Aber die Geſchichte des Fündholzes ift noch nicht geſchrieben 


Don Schweden aus hat ſich über den engliſchen Handel die 
Streichholzproduktion in Verknüpfung mit amerikaniſcher Kapital- 
macht zu einem ſchwediſch⸗amerikaniſchen Sündholz-⸗Welttruſt ent- 
wickelt. Ihr Kopf ift der Schwede Ivar Kreuger, 

Die Monographie dieſes Truſtes, eines der intereſſanteſten 
ökonomiſchen Gebilde, iſt ebenfalls noch nicht geſchrieben 

Der Schwedentruſt kontrolliert heute etwa drei Viertel 
der Weltproduktion. In den für den Export wichtigeren 
Ländern ſtehen 90 v. H. der Produktion unter ſeinem Einfluß! 


Die Herrſchaftsmethoden des Schwedentruſts ſind recht ver⸗ 
ſchieden. Die einfachſte und klarſte Form ſeiner Macht iſt das 
Produktions monopol. Er beſitzt es in Griechen ⸗ 

land, polen, Litauen und Bolivien. In Peru be⸗ 
ſitzt er das Einfuhrmonopol. In Frankreich wird zur Seit 
parlamentariſch um das Fündbolzmonopol des Cruſts gekämpft. 

In Norwegen, Portugal, in England, in den 
Dereinigten Staaten, in Chile, in Mittelamerika 
(Mexiko), in Japan, China, Indien, Auſtralien, in 
Alien (Philippinen), in Nordafrika (Algier) uſw. uſw. be- 
fit der Schwedentruſt durch Kapitalbeteillgung an den 
maßgebenden Fündbolzfabriken oder durch eigene Fabriken 
entſcheidenden Einfluß. 

In Finnland und in der Schweiz ift es zu Syndi- 
taten gekommen, die die im Monkurrenzkampf geſchwächten freien 
Renten ‚und die Fabriken des Trufts ee Nach dieſer 

ethode iſt der Schwedentruſt auch in Deutfchland vorgegangen. 


Das Vordri a ikani i 
15 Daidala ringen des ſchwediſch⸗amerikaniſchen Fündholztruſts 


Deu bietet eine Fülle von Muſterbeiſpielen für die unter⸗ 
ſchiedlichſten Möglichteiten die bei at a trainden Trans- 
aftionen anwendbar find. Der Eruft hat Fabriken — und zwar 
dutzendweiſe — feit dem Jahre 1924 frei und offen aufgekauft. Er 
hat aber auch von Holland her ſcheinbar ihm fremde Unternehmungen 
entwickelt, die mit ſeinen ſtärkſten deutſchen Gegnern feſtgefügte 
Intereſſengemeinſchaftsverträge ſchloſſen, um zu ſpät einzuſehen, 
daß der neu gewonnene „Freund“ der Schwedenttruſt war. 

Innerhalb von zwei Jahren hat ſo der Schwedentruſt ſeinen 
Anteil an der deutſchen Produktion von 30 auf 70 v. H. erhöht. 

Alle Derfuche einzelner deutſcher Fündholzfabrikanten, eine feft- 
gefügte Abwehrorganiſation, ein Syndikat oder ein Kartell zu 
gründen, ſind immer wieder, früher oder ſpäter, fehlgeſchlagen. 
„Eine beſonders intereſſante Variante der ökonomiſchen Ent- 
wicklung ergibt fih bei der Streichholzinduftrie daraus, daß die 
Großeinkaufsgeſellſchaft Deutſcher Konfum- 
vereine Hamburg fih trotz oder vielleicht gerade wegen des un⸗ 
aufhörlichen Kampfes in der Sündholzproduktion ihren Bedarf durch 
Eigenproduktion ſichergeſtellt hat. Nach den Mitteilungen der Sach⸗ 
verſtändigen gehören die Betriebe der Großeinkaufsgeſellſchaft — 
kurz G. E. G. genannt — zu den modernſten Betrieben; fie ver- 


mögen nahezu 20 v. 5. des geſamten deutſchen Fündholzbedarfs 
Be: (Auch in Finnland haben die Genoſſenſchaften eigene 
e. 


in „Im ubrigen ift auch zu beachten, daß das Fündholz von jeher 
Si allen Staaten der Erde als ein recht ergiebiges Steuerobjekt 
etrachtet wurde. So betrug z. B. im Jahre 1914 in Deutſchland 
die Steuer auf die Normalkiſte Zündhölzer (1000 Pakete zu zehn 
Schachteln mit je 60 Stück Sündhölzern) 150 Mark. (Heute liegen 
auf = Normalkiſte Zündhölzer 60 M. Steuer.) 

ie techniſche Entwicklung hat in der Zündholz- 
induſtrie das ee eh $ 


Don dem einfachen manuellen Tauchverfahren ift der grof- 
induftrielle Betrieb ſeit Jahrzehnten zur maſchinellen Fabrikation 
der Fündhölzer übergegangen. Heute beherrſcht die Komplett ⸗ 
maſchine die Fündholzfabrikation. Eine Komplettmaſchine kann 
täglich 10—15 Normalkiſten Zündhölzer leiſten. Wir haben in 
Deutſchland 84 Komplettmafcinen. Davon beſitzt der Schweden⸗ 
truſt in ſeinen deutſchen Fabriken deren 571 

Die Kapazität der deutſchen Fündholzinduſtrie 
liegt bei etwa 560 000 Kiften, abgeſetzt werden aber jährlich nur 
180 000 bis 200 000. Inveſtiert ſind in der geſamten deutſchen 


‚Hündholzinduftrie etwa 22 Millionen Mark, der Produktionswert 


jener 180 000 bis 200 000 Kiſten beträgt etwa 16 bis 17 Millionen 
Mark. Wir haben hier alfo eine Induſtrie — ſie beſchäftigt iber- 
dies nur knapp 4000 meiſt weibliche Arbeitskräfte —, in der trotz 
allen Konkurrenzkampfes mehr Kapital inveſtiert iſt, als im Jahre 
umgeſchlagen wird. 

Man wird zugeben, daß es ſich bei dieſem kleinen, unſcheinbaren 
Streichholz in Wirklichkeit um ein nationalökonomiſches und um 
ein aktuelles Problem erſten Ranges handelt. 


Nach eingehenden Beratungen des Reichswirtſchaftsrates, deffen 
dafür in Frage kommenden Ausſchüſſe durch das Reichswirtſchafts⸗ 
miniſterium um ein Gutachten erſucht wurden, iſt der Plan 
einer Sanierung der deutſchen Fündholzinduſtrie 
entſtanden. Im Ausſchuß des Reichswirtſchaftsrates ift dabei fogar 
der Herr des ſchwediſch⸗amerikaniſchen Fündholz⸗Welttruſtes, Ivar 
Kreuger, als Sachverſtändiger gehört worden. 


Der Sanierungsplan für die deutſche Sündholzinduftrie, der 
zugleich eine Auseinanderſetzung mit der Rationalifierung und eine 
Derjtändigung mit dem Truft verſucht, beſteht aus vier Teilen. 

Erſtens ſchloſſen die ſämtlichen 26 Unternehmungen (drei 
vom Schwedentruſt, 22 vom Verband der deutſchen Fündholz⸗ 
fabrikanten und die Großeinkaufsgeſellſchaft Deutfcher Konſumvereine 
Hamburg) einen Syndikats vertrag. Nach dieſem Vertrag 
entfallen 65 v. 5. der deutſchen Produktion auf die drei Unter- 
nehmungen des Schwedentruſts, 35 v. H. entfallen auf die pro- 
duktion der deutſchen Fabriken. Der Vertrag wurde auf 25 Jahre 
geſchloſſen. Die Großeinkaufsgeſellſchaft Deutſcher Konſumvereine 
unterliegt mit ihrer Produktion innerhalb ihres genoſſenſchaftlichen 
Abſatzgebietes keinerlei Einſchränkungen. Die 26 Unter- 
nehmungen ſind die folgenden: 

1. Deutſche Fündholzfabriken Akt.⸗Geſ. in Hamburg (Truft); 

2. Norddeutſche Fündholz⸗Aktiengeſellſchaft in Berlin (Truſt); 

5. Süddeutſche Fündholz⸗Akt.⸗Geſ. in münchen (Truft); 

4. eg und Schönenberger Akt.⸗Geſ., Schnellingen bei Haslach 

in Baden; : 

5. Chr. Büttel Fündholzfabrik G. m. b. H., Pfungftadt in Heffen; 

6. von Deylen und Söhne G. m. b. G., Diffelhövede in Hann.; 

7. Hündholz- u. Wichſefabrik Gebrüder Ditzel A.-G., Metes- 

heim in Baden; 
8. Habelſchwerdter Fündwarenfabrik Carl Grübel G. m. b. H., 
Habelſchwerdt in Schleſien; x 

9. Induſtriewerke F. P. Gamberger G. m. b. H., Roſenheim in 
Bayern; 

10. Joh. Hubloher Ak.⸗Geſ. in Liquidation, Grafenwieſen in 
Bayern; 

11..J. Ladendorff, Allenſtein in Oſtpreußen; 

12. Sächſ. Fündholzfabrik Carl Meyer, Glbernhau in Sa.; 

15. Starcke & Co., Melle in Hannover; 

14. Robert Schuſter G. m. b. H., Olbernhau in Sa.; 

15. Joh. Wiſſler, Groß-Oſtheim bei Aſchaffenburg; 

16. Weſterwälder Fündholzfabrik, Comm.⸗-Geſ., Altenkirchen i. 
Weſterwald; 

17. Fündholzfabrik Albersweiler Benedit, Haupt & Co., Albers- 
weiler i. Pfalz; 

18. Mar Heumann, Fündholzfabrik, Kremperheide i. Bolit.; 

19. Joh. Salm & Co., Hitdorf a. Rh.; 

20. J. M. Fitzen, Zitdorf a. Rh.; 

21. Julius Huch, Patſchkau in Schlef.; 
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22. W: Jaerſchke, Reichenftein; 

25. Rerroth-£ynen, Akt.⸗Geſ., Michelftadt i. Odenwald; 

24. Ñ. Haffenzahl Sohn, Pfungſtadt in Geffen; 

25. Robert Langbein, Riefa a. Elbe; 

26. Die Großeinkaufsgeſellſchaft Deutfcher Konſumvereine m. b. H., 
Hamburg. 


Sweitens wurde eine Deutſche Fündholz⸗ 
vertriebs⸗A.⸗G. gegründet. Dieſes Unternehmen übernimmt 
fortlaufend die Produktion der Mitglieder des Fündholz⸗Syndikates 
in den feſtgelegten Anteilen (Quoten). Die Vertriebs⸗A.⸗G. tft alfo 
ein Verkaufsunternehmen. Das Aktienkapital in Höhe von einer 
Million Mark dieſer Vertriebs ⸗A.-G. befindet fh zur Hälfte in 
den Händen des ſchwediſchen Truſts, zur anderen Hälfte bei den 
deutſchen Fabrikanten einſchließlich der Großeinkaufsgeſellſchaft. 


dur Lage in China. 


Im Vordergrunde der Ereigniſſe ſtehen nach wie vor das Ringen 
der Kantonpartei um die Vorherrſchaft in China und das Ringen 
Englands um ſeine Machtſtellung und ſein Preſtige. In ihrem 
Kampf gegen den Norden haben die Cantoneſen letzthin wieder einen 
großen militäriſchen Erfolg erzielt: Sie ſchlugen den General Sun⸗ 
Chuan⸗Fang und ſodann auch den zum Erſatz herangeeilten Gou- 
verneur von Schantung Chang⸗Tſung⸗Chang, eroberten Nanking und 


Shanghai und brachten damit auch den öſtlichen Teil des Jangtſe⸗ 


tales in ihre Hand. Ihr Einflußgebiet erſtreckt ſich nunmehr auch 
auf den größten Teil der Provinzen Anhui und Kiangfu und dürfte 
nunmehr wohl zwei Drittel der Bevölkerung Chinas umfaſſen. 
Chang⸗Tſung⸗Chang zieht fidt längs der Tientſin—Pukou⸗Bahn nach 
dem Norden zurück und hat fein Hauptquartier jetzt in Hſü⸗Chou⸗ Fu 
in Nord⸗Kiangſu. Auch den Engländern gegenüber haben die Kan- 
toneſen mit den Abkommen, durch die die Derhältniffe der engliſchen 
Niederlaſſungen in Hankau und Niukiang neu geregelt werden, einen 
beachtenswerten Erfolg erzielt. In dem Abkommen über die Nieder⸗ 
laſſung in Hankau ift beſtimmt, daß die Verwaltungsbehörde drei 
chineſiſche und drei engliſche Mitglieder und außerdem einen chineſi⸗ 
ſchen Vorſitzenden haben foll, fo daß aljo der Körperfchaft eine 
chineſiſche Mehrheit geſichert iſt. > 

Bemerkenswert für die innere Entwicklung der Kantonpartei ift 
ein in Hanfau abgehaltener Parteikongreß der Kuomintang, auf dem 
der Gegenſatz zwiſchen dem linken kommuniſtiſchen Flügel und dem 
rechten gemäßigten ſcharf hervortrat. Die wichtigſten Ergebniſſe des 
Kongreſſes ſind eine Reorganifierung der nationalen Regierung und 
die Kückberufung des im vorigen Jahre ausgeſchalteten, reichlich 
linksgerichteten Wang-Ching-Wei in die leitende Stellung. Die 
Reorganifierung bedeutet eine Stärkung des Einfluſſes des Exekutiv⸗ 
komitees auf Koſten des bis dahin allmächtigen Gberbefehlsghabers 
Chiang-Kat-Shef, der durch einen von dem Exekutivkomitee zu 
ernennenden Kriegsrate fogar in feiner militäriſchen Betätigung 
beſchränkt wurde. Sie bedeutet als Ganzes genommen einen Rut 
nach links, wenn auch Wang⸗Ching⸗Wei und der Vorſitzende der 
kommuniſtiſchen Partei in einem Manifeſt ausdrücklich erklärt 
haben, daß China eine alle Klaſſen umfaſſende demokratiſche Regie⸗ 
rung brauche, und daß die Herrſchaft des Proletariats in China 
vorläufig nicht durchgeführt werden könne. Die wichtigſten Perſonen 
der gemäßigten Richtung find Chiang⸗Kai⸗Shek, der in Schanghai 
weilende Oberbefehlshaber, und wohl auch der Außenminiſter Chen- 
Nu-Jen (Eugen Shen) in Hankau. Ob der Gegenſatz der zwei 
Richtungen ſich wird überbrücken laſſen oder ſich verſchärfen wird, 
bleibt abzuwarten. 

Don größter Bedeutung für die weitere Entwicklung der Dinge 
iſt die Politik, die England einſchlagen wird. Obwohl die engliſche Re⸗ 
gierung immer und immer wieder betont hat, daß ſie an der in ihrem 
Memorandum vom 18. Dezember 1926 proklamierten Derföhnungs- 
politik feſthalten werde und dem Abbau der Dorrechte der Ausländer 
grundſätzlich zuſtimme, jo hat die Entſendung von etwa 20 000 Sol- 
daten nach Schanghai und die tatſächliche Umwandlung der dortigen 
internationalen Niederlaſſung in einen befeſtigten Platz das Miß⸗ 
trauen und den Unwillen aller chineſiſchen Kreiſe erregt. Verſtärkt 
wurde die Mißſtimmung auf beiden Seiten durch die Ausſchreitungen 
chineſiſcher Soldaten bei der Einnahme Nankings und das im Zu⸗ 
ſammenhang damit ſtehende Bombardement Nankings durch engliſche 
und amerikaniſche Kriegsſchiffe. Einige Engländer, Amerikaner und 
Franzoſen und eine Anzahl Chineſen fanden dabei ihren Tod, aus⸗ 
ländiſches Eigentum, namentlich amerikaniſches, wurde geſchädigt. 
Die Schuld liegt nach Anſicht der Engländer und Amerikaner auf 
Seiten der einrückenden Kantontruppen, nach Anſicht der Kanton- 
regierung auf Seiten der abziehenden Nordtruppen. Der Derfuch 
der engliſchen Regierung, Amerika, Japan und Frankreich zu einem 
gemeinſamen Schritt gegen China zu veranlaſſen, ſcheint mißlungen 
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Drittens wurde eine Fündholzaktien⸗Derwal⸗ 
tungs -G. m. b. J. gegründet. In ihr find jene 500000 Mark 
Aktien der Deutſchen Jündholz⸗ Vertriebs- A.-G. feſtgelegt, die, wie 
eben erwähnt, ſich in den Händen der deutſchen Fabrikanten befinden. 
Damit ſoll erreicht werden, daß der Schwedentruſt nicht etwa 
einzelnen deutſchen Fabrikanten deren Aktien der Fündholz⸗Ver⸗ 
triebs⸗A.⸗G. abkauft. 

Viertens foll ein Sperrgeſetz erlaſſen werden, das die 
Gründung neuer Zündholzfabriken verhindert und dem Reichswirt⸗ 
ſchaftsminiſter eine Preiskontrolle zugeſteht. 

Der Entwurf dieſes Sperrgeſetzes fteht jetzt im Reichstage zur 
Diskuſſion. 

Beachtlich iſt, daß zur gleichen Zeit die Monopolverhandlungen 
des Schwedentruſts mit der franzöſiſchen Regierung in der Depu- 
tiertenkammer ebenfalls zu Erörterungen geführt haben. 


Zur Zeitgeſchichte 


zu fein. Geſonderte Proteſte der einzelnen Mächte dürften bevor- 
ſtehen. Amerika und Japan wollen anſcheinend durch weitgehendes 
Nachgeben weiteren Konflikten aus dem Wege gehen; noch weiter 
abſeits ſteht Frankreich, das ſeiner Indochineſiſchen Kolonie wegen 
an der Politik feſthält, fih in den chineſiſchen Konflikt nicht einzu- 
miſchen. Auch England ſcheint willens zu ſein, die Lage nicht durch 
übertriebene Forderungen zu verſchärfen. Dennoch hat ſich in der 
chineſiſchen Atmoſphäre ſoviel Fündſtoff angeſammelt, daß — ins⸗ 
beſondere infolge des engliſch⸗ruſſiſchen Gegenſatzes — der weiteren 
Entwicklung nicht ohne Beſorgnis entgegengeſehen werden kann. 

In letzter Stunde kommen Nachrichten von einer Niederlage 
der Kantoniſten und von Vorſtößen der Nordarmee. Beachtenswert 
ift auch die Erklärung des ruſſiſchen Volkskommiſſars Rykow auf 
dem ſoeben eröffneten Moskauer allruſſiſchen Kongreß, daß Rußland 
die Übergriffe gegen ſeine Pekinger Vertretung als Abbruch der 
diplomatiſchen Beziehungen einſchätze. Symptome, die eine Der- 
ſchärfung der Lage erkennen laffen, vielleicht auch ein neues Dor- 
ſtoßen Englands. : 


Albanien, Italien und Ungarn. 


Albanien ift ſchon wiederholt der Ausgangspunkt internationaler 
Konflikte geweſen. Seine geographiſche Lage und die Labilität 
feiner inneren Derhältniffe prädeſtinieren es faſt dazu, der Hankapfel 
der machtpolitiſchen Aſpirationen ſeiner Nachbarn zu ſein. Die 
Herrfchaft übt im Lande der jeweils ſtärkere, bzw. vom Glück, oder 
beffer geſagt von feinen Schutzherren mehr begünſtigte und unter⸗ 
ſtützte Führer aus. Im Jahre 1924 wurde der jetzige Diktator 
Ahmed Zogu von Fan Noli geſtürzt und floh nach Jugoslawien. 
Gier lebte er in Neuſatz bei Belgrad als Emigrant, ſicherlich nicht 
untätig feine Rückkehr nach Albanien vorzubereiten. Im ome 1926 
gelang es ihm dann, feinen Rivalen zu vertreiben und deffen Erbe 
anzutreten. Es ift bei den ſehr engen Beziehungen Ahmed gogus 
zu Belgrad wohl anzunehmen, daß feine Rüdfehr nicht ohne Wiſſen 
der Jugoſlawen erfolgte. Aber der Ungetreue nahm, bald nachdem 
er zur Berrfchaft gelangt war, eine außenpolitiſche Umorientierung 
vor und ſuchte an Italien Anſchluß, bzw. er gab den italieniſchen 
Werbungen nach. Vielleicht hat er geglaubt, bei dieſer Großmacht 
größere Garantien für feine Macht zu finden als bei Jugoflawien. 
Jedenfalls werden aber die Italiener durch ihren neuen Freund 
ſehr genau über die albaniſchen Abſichten der Jugoſlawen unter⸗ 
richtet worden ſein. Aber die Italiener ſcheinen dieſem neuen Freunde 
auch nicht ganz getraut zu haben. Ihre Dorforge ging fo weit, 
daß fie nunmehr den ſogenannten Tirana-Dertrag (am 
27. Nov. 1926) abſchloſſen, in dem die beiden Staaten ſich den 
Status quo in Albanien garantierten, was bei den Kräfteverhält- 
niſſen der beiden Partner ſoviel heißt, daß Italien ein förm⸗ 
liches Protektorat über Albanien übernahm. Dieſer Vertrag hat 
in der politiſchen Welt große Überraſchung hervorgerufen und iſt 
Gegenſtand vielfacher Kritik geweſen. In Jugoſlawien ſelbſt hat er 
eine ſtarke Beunruhigung ausgelöſt, weil man dort der Anſicht ift, 
daß Italien ſich nunmehr unter dem Schutz des Tirana-Dertrages 
in Albanien eine Poſition ſchaffen könne, die es nicht nur zum 
unbeſchränkten Herrſcher der Adria macht, ſondern ihm auch die 
Möglichkeit gibt, die Balkanpolitik entſcheidend mitzubeſtimmen. Der 
Tirana-Dertrag gab aber auch den ſicherlich nicht geringen Gegnern 


Ahmed ogus die willkommene Gelegenheit, gegen deffen Herr- 


ſchaft aufzumucken. Das Frühjahr bedeutet ja für die Herrſchaft 
jedes albaniſchen Diktators mehr oder weniger eine Kriſenzeit. So 
machte ſich auch in dieſem Jahr eine bedrohliche Stimmung gegen 
Ahmed Sogu bemerkbar. Die Reihen der in Jugoſlawien lebenden 
Emigranten vermehrten ſich von Tag zu Tag, und es ſchien, als 
ob fie die Herrſchaft Ahmed Sogus ernſtlich bedrohten. Nun trat 
der Tirana-Dertrag zum erſtenmal in Wirkſamkeit. Italien ſah die 
Erfolge ſeiner bisherigen albaniſchen Politik gefährdet, wenn Ahmed 
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Fogu geſtürzt werden ſollte. Ein Regierungswechſel bedeutete alfo 
in diefem Fall nicht mehr den fih faſt jährlich abwechſelnden inner⸗ 
politiſchen Kampf in Albanien, ſondern er wurde durch das 
italieniſche Intereſſe zu einem großen politiſchen Problem von 
internationaler Bedeutung. Faſt wie aus heiterem Himmel erfolgten 
dann die bekannten Dorftellungen der italieniſchen Botſchafter bei 
den Großmächten, die auf die angeblichen jugoſlawiſchen Rüſtungen 
an der albaniſchen Grenze aufmerkſam machten und in ſehr 
dezidierter Form erklärten, daß Italien eine Anderung des Status 
quo in Albanien unter keinen Umſtänden dulden werde. Die 
Großmächte haben ſich dann der Sache angenommen und verſucht, 
die aufgeregten Geiſter wieder zu beruhigen und eine friedliche 
Beilegung des Konflikts herbeizuführen. Nach langwierigen Der- 
handlungen iſt es insbeſondere der engliſchen Vermittlung gelungen, 
fowohl Belgrad als auch Rom zu bewegen, ſich zu direkten Der- 
handlungen über die Regelung der aufgerollten Fragen bereit- 
zufinden. Während dieſer Verhandlungen foll eine Enquête- 
Kommiffion, aus je einem Mitglied der engliſchen, franzöſiſchen und 
deutſchen Geſandtſchaft in Belgrad beſtehend, unter der Leitung der 
betreffenden Geſandten darüber wachen, daß wenigſtens während 
dieſer Zeit keine neuen Swiſchenfälle entſtehen, bzw. etwaige 
Swiſchenfälle möglichſt bald wieder bereinigt werden. Im Mittel- 
punkt der direkten Verhandlungen werden zweifellos der Vertrag 
von Tirana und die Vettund⸗Konventionen ſtehen, indem von 
jugoflawifcher Seite die Abänderung des erſteren gefordert werden 
wird, während die Italiener wahrſcheinlich auf der Ratifizierung 
der Nettunoverträge beſtehen werden. Der Erfolg der Verhandlungen 
iſt natürlich nicht abzuſehen. Es dürfte dabei, wie bei allen ſolchen 
Derhandlungen, ein faules Kompromiß herauskommen, ohne daß 
die Urſachen des Konflikts endgültig befeitigt würden. Jedenfalls 
dürfte es vorläufig zu keiner kriegeriſchen Verwicklung kommen; 
ſchon deshalb nicht, weil England unter den jetzigen Verhältniſſen 
mit allen ihm zu Gebote ſtehenden Mitteln das verhindern wird. 

Inzwiſchen verfolgt aber Italien feine Politik mit Entſchloſſen⸗ 
heit und Sielficherheit weiter. So hat es vor einigen Tagen mit 
Ungarn einen Freundſchaftsvertrag abgeſchloſſen, der fih im weſent⸗ 
lichen allerdings nicht von ähnlichen Verträgen unterſcheidet, dem 
aber durch die anläßlich der Unterzeichnung der Verträge ger 
wechſelten Reden zwiſchen Muffolini und Bethlen eine über das 
ſonſt übliche Maß hinausgehende Bedeutung zukommt. Die Tendenz 
dieſes Vertrages liegt ja in der bisherigen Richtung der italieniſchen 
Politik, die alle Mittel anwendet, um die kleine Entente zu 
ſprengen. Ob allerdings dieſer Verſuch nicht gerade zum gegen⸗ 
teiligen Erfolge führt, wie man ja gewiſſen Andeutungen auch der 
rumäniſchen Preſſe entnehmen kann, bleibt noch abzuwarten. Für 
Ungarn bedeutet der Vertrag zweifellos einen großen außen⸗ 
politifchen Erfolg, denn es ift das erſtemal, daß Ungarn aus feiner 
Iſoliertheit hervortritt und bei einer Großmacht eine nicht gering ⸗ 
zuſchätzende Anlehnung findet. Der jugoflawiſch⸗italieniſche Kon- 
flitt hat mit befonderer Schärfe die großen Fragen beleuchtet, die 
zur Seit im Südoſten Europas auf der Tagesordnung ſtehen. 
Er iſt nur ein Glied in der politiſchen Entwicklung, die im 
großen und ganzen für den Frieden Europas nicht ſehr ver- 
heißungsvoll ift. ` wenn man nach den Urſachen dieſer unerfreu⸗ 
lichen Entwicklung forſcht, ſo kommt man immer wieder zu der 
Erkenntnis, daß eben die ſogenannten Friedensverträge, ſtatt Pro- 
bleme zu löſen, überall neue Probleme geſchaffen haben. 


vom Stand der deutſchen Kraftfahrzeuginduſtrie. 


Wir find gewohnt, die Entwicklung eines deutſchen Gewerbe- 
zweiges und den Grad feiner Produktivität an dem Borkriegsſtand 
zu meſſen. Das tun wir beiſpielsweiſe bei der landwirtſchaftlichen 
Produktion: bei den Ernten, dem Diehbeftand, bei der Kohlen- 
produktion, der Eifen- und Stahlerzeugung uſw. Bei der Kraft- 
fahrzeuginduſtrie liegen die Dinge anders. Hier können wir nicht, 
wie auf andern Gebieten, die Derhältniffe der Vorkriegszeit als 
Normalmaßjtab heranziehen. Bei dieſem Induſtriezweig hat ein neuer 
aupa eingeſetzt — auf einer zwar vorhandenen, aber verhältnis- 
mäßig ſchmalen Bafıs, die erft nach dem Kriege weſentlich verbreitert 
wurde. Die im Jahre 1925 zum erſtenmal wieder aufgenommenen 
Produktionserhebungen gewähren einen Überblick auch über die Pro- 
duktion von Automobilen und andern Kraftfahrzeugen in Deutſch⸗ 
a Die trockenen Zahlen der Statiſtik geben gerade auf dieſem 

ebiet Aufſchluß über eine ſehr intereſſante Entwicklung. Sie 
zeigen uns den Aufſtieg der deutſchen Kraftfahrzeuginduſtrie, der 
an fo bedeutfamer iſt, als er fich allen wirtſchaftlichen Hemmungen 
Kr Nachkriegszeit zum Trotz durchgeſetzt hat. Zwar bleibt unſere 
raftfahrzeuginduſtrie im Tempo und Ausmaß der Entwicklung noch 
pefentlidh hinter einem Teil der ausländifchen Konkurrenz, ins⸗ 
eſondere der amerikaniſchen, zurück. Im ganzen aber jehen wir 
einen bemerkenswerten Fortſchritt, der fih in einigen beſonders 

charakteriſtiſchen Zahlen auf der Produktionsſeite ausdrückt. 
ir kommen alſo dem tatſächlichen Stand der Dinge nahe, wenn 


wir, unter Zugrundelegung der wichtigſten ziffernmäßig feſtgelegten 


Tatſachen, von einer gegenüber dem Vorkriegsſtand beinahe ver- 
vierfachten Produktion von Kraftfahrzeugen ſprechen. 

Don Intereſſe ift auch, welche Verſchiebung der Abſatz von 
Kraftfahrzeugen erfahren hat. Vor dem Kriege ſpielte der Export 
eine weſentliche Rolle: nicht weniger als etwa 52 v. H. der ges 
ſamten deutſchen Produktion gingen ins Ausland. Der Anteil der 
Ausfuhr am Abſatz ift 1925 auf etwa 5 v. H. geſunken. Die 
deutſche Kraftfahrzeuginduſtrie hat eben auf dem Weltmarkt noch 
mit großen Schwierigkeiten zu kämpfen. Heute nimmt der in- 
ländiſche Konſum faſt ausſchließlich die Erzeugniſſe der deutſchen 


vom Aufschwung der 
deutschen Krafffahrzeugindustrie 
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Kraftfahrzeuginduſtrie auf, und zwar richten ſich feine Wünſche, ein 
Symptom für die veränderte wirtſchaftliche gage, vorwiegend auf 
kleine Kraftwagen, die ſich immer mehr bei uns eingebürgert haben 
(von 39 000 im Jahre 1925 erzeugten Perſonenwagen hatten 22 400 
bis zu 6 PS.). Auch das „Auto des kleinen Mannes“, das Motor- 
rad, gibt in feiner Entwicklung und der Richtung des Abſatzes Auf- 
ſchluß über die veränderte wirtichaftliche Lage: im letzten Vorkriegs⸗ 
jahre wurden etwa 5000 Motorräder hergeſtellt, wovon etwa 60 v. H. 
ins Ausland gingen; heute werden annähernd 50 000 Motorräder 
im Jahr verkauft, von denen nur 2 v. H. ins Ausland gehen. 


Wachsender Anteil 
ausländischer Kraftwagen in Berlin 


Zulassung von Automobilen 1925 und 1926 


insgesamt 
12280 


N 
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Aber der deutſche Konfum begnügt fih nicht mit den Kraft- 


fahrzeugen, die ihm die heimiſche Produktion liefert. Der 
Anteil des Auslandes an der Derſorgung Deutſchlands ift auch 
auf dieſem Gebiet von Jahr zu Jahr geſtiegen. Insgeſamt hat 
Deutſchland im Jahre 1926 für annähernd 52 Millionen RM. mehr 
Wagen ein geführt als aus geführt. Symptomatiſch 2 die Dor- 
liebe des deutſchen Käufers für ausländiſche Erzeugniſſe des Auto- 
mobilbaues find die Derhältniffe in der Reichshauptſtadt. Bekannt- 
lich bedürfen dauernd in Deutſchland benutzte ausländiſche Kraft- 
wagen, ebenſo wie die inländiſchen, einer beſonderen Fulaſſung, die 
in Berlin durch das Kraftverfehrsamt des Polizeipräſidiums erteilt 
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wird. Die Feſtſtellungen dieſes Kraftverkehrsamtes ergeben für die 
beiden Jahre 1925 und 1926 das vorherjtehende ſehr aufſchluß⸗ 
reiche Bild. 

Was ergibt ſich aus dieſem Bild? Die Zulaffung von in⸗ und 
ausländiſchen Kraftwagen zuſammen hat im Jahre 1926 nicht zu⸗ 
genommen; im Gegenteil, ſie hat ſich etwas verringert. Im Gegen⸗ 
ſatz dazu iſt der Anteil ausländiſcher Automobile von 1925 auf 1926 


Oſtpreuß. Landſchaft Prof. Artur Degner 
erheblich geſtiegen. Betrug der Prozentſatz neuangemeldeter und zu- 
gelaſſener Wagen ausländiſcher Herkunft im Jahre 1925 : 18,7 v. B., 
fo ift er im Jahre 1926 auf 28,5 v. H. geſtiegen. Die amerika ⸗ 
niſchen Wagen haben den ſtärkſten Anteil daran, in zweiter Reihe 
folgen Automobile italieniſcher, in dritter Kraftwagen 
franzöſiſcher Herkunft. Darunter befinden ſich zum 8 
Teil ausgeſprochene Luxuswagen. Wir ſehen: die weitere Ent⸗ 
wicklung der wichtigen Induſtrie der Kraftfahrzeuge hängt zum nicht 
geringen Teil auch von dem Verhalten der deutſchen Der- 
braucher ab. Horwitz. 


Der Wiederaufſtieg der Ruheinduſteie. 


Der deutſche Steinkohlenbergbau verzeichnet für 1926 
eine Förderung von 144,4 Millionen Tonnen. Vor dem Kriege war 


die Hiffer für das ganze Reich zwar 190 Millionen Tonnen, doch 


ift fie entſprechend der Verengerung der Reichsgrenzen auf 140 Mil- 
lionen Tonnen zu ermäßigen, wenn man fie mit der heutigen Pros 
duktionsziffer vergleichen will. Der Aufſchwung unſerer Kohlen- 
induſtrie im letzten Jahre zeigt ſich aber noch ſtärker in den Zahlen 
der durchſchnittlichen monatlichen Förderung. In 
tauſend Tonnen ausgedrückt zeigt ſie ſich folgendermaßen: 


Braun- 
fohlen- 
brifetts 


Braun« 
kohle 


A 11061 2234 11.649 2 803 
1926 1. Halbjahr . | 12114 2 188 11 656 2 863 
1926 2. Halbjahr 13 269 2 353 12 257 3 002 


Der Abfa war der gefteigerten Produktion nicht nur angepaßt, 
ſondern ermöglichte eine bedeutende Verringerung der 
Haldenbeſtände. Im April vorigen Jahres lagerten 5,4 Mil- 
lionen Tonnen Kohle bei den Zechen, im Dezember nur noch 656 000 
Tonnen. Dabei iſt zu berückſichtigen, daß der Verbrauch im 
Lande zurückging von 12,5 Millionen Tonnen Kohle monatlich vor 
dem Kriege auf 10,9 Millionen Tonnen monatlich im Jahre 1926. Es 
wurden alſo ganz erhebliche mengen Kohle für die Ausfuhr 
frei, und die Wirkungen des engliſchen Kohlenftreits ermöglichen 
fogar einen Abſatz zu guten Preifen. Die deutſch⸗engliſche Kohlen- 
bilanz des letzten Jahres iſt deshalb ebenſo erfreulich für uns, wie 
unerfreulich für unſeren Handelspartner. 

Von der Kohle aus ſetzte ſich die Produktionsſteigerung zum 
Roheiſen fort. Obwohl im Auguft 1926 84 Hochöfen in Be- 
trieb gegenüber 96 im September 1925, wurden doch 850 000 Tonnen 
Roheifen erzeugt gegenüber 735 000 Tonnen im Dergleichsmonat des 
Vorjahres. Das bedeutet, daß die Erzeugung pro Hochofen von 7000 
Tonnen auf 10 100 geſteigert worden war bei einer Verminderung 
der Arbeiterſchaft von 21000 auf 17000. Der Produktions ⸗ 
effekt pro Arbeiter und Tag ſtieg von 1,17 Tonnen 
auf 1,6 Tonnen. So kommt es, daß die deutſche Roheiſen⸗ 
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produktion einen Vergleich mit den übrigen Eiſeninduſtrieländern 
aushalten kann. Zwar bleiben wir noch immer zurück hinter der 
Hochofenleiſtung der Vereinigten Staaten, aber wir haben wenigſtens 
mit unſeren Konkurrenten jenfeits des Waſſers in der Produktions- 
ſteigerung gleichen Schritt gehalten. Es erzeugten monat- 
lich pro Hochofen in 1000 Tonnen: 


Jahr ey Veh Belgien | England | U. S. A. 
jetziges 
Reichs 
3 gebiet 
115.152 425 45 — 38 26 — 
1920 59 — 35 30 — 
111 44 — 30 Streik 129 
1 48 45 39 33 128 
1924 48 48 50 34 150 
Sept. 1925 76 49 51 35 138 
Aug. 1926. 101 52 56 Streik 152 


€ Die Steigerung der ESiſenpreiſe brachte Deutſchland, 


das in der internationalen Kohſtahlgemeinſchaft weit über feine 
Quote hinaus zu produzieren und abzuſetzen in der Lage war, die 
Sahlung von 4 Dollar pro Tonne Mehrerzeugung an die Aus- 
gleichskaſſe der Rohſtahlgemeinſchaft. Im Vergleich mit der 
franzöſiſchen Produktion zeigt ſich unſere Mehrerzeugung 
in dieſen Zahlen: 


roduktion 
4. Vierteljahr 1926 


in 1000 t 


Vierteljahrs anteil 
im Kartell 


in 1000 t | in v. B. 


Mehr-Minder- 
produktion 


in 1000 t 


Deutſchland. 5 756 3 161 43,176 
Frankreich 2 197 2285 517181 


Leider hat fih die Kationaliſierung noch nicht in demfelben 
maße günſtig ausgewirkt für die eiſen verarbeitende 
Induſtrie, die vom Rande des Ruhrgebietes aus der Ent- 
wicklung an der Ruhr zufah, aber ſelbſt nicht daran teilnahm, Im 
Gegenteil, die Eiſen⸗ und Stahlwareninduſtrie in Berg und Mark 
— Remſcheider Werkzeuge, Solinger Klingen, Hagener Maſchinen⸗ 
teile — mußte fih bei gedrückten Preiſen und bei hohen Rohſtoff⸗ 
koſten mit Aufträgen zufrieden geben, die ſich im weſentlichen auf 
Reparaturen oder den vorſichtigen Erſatz kleiner Beſtände be⸗ 
ſchränkten. Infolgedeſſen hat dieſer Bezirk noch bis in die letzte 
Seit mit unter einer erheblichen Arbeitsloſenziffer zu leiden gehabt. 

Es kann nicht energiſch genug darauf hingewieſen werden, daß 
in der Kleineifeninduftrie noch Erhebliches zu tun iſt, ehe auch dort 
von einer Geſundung geſprochen werden kann. Bei der großen Be⸗ 
deutung, die die Kleineifeninduftrie in unſerer Außenbilanz hat, ift 
die Konfolidierung der vielen Klein- und Mittelbetriebe am oberen 
Lauf der Ruhr, an der Lenne, an der Volme und an der Wupper 
eine Aufgabe von entſcheidender Bedeutung für die allernächſte Zeit. 

Dr. ugo Buſchmann. 


Kunft in Oſtpreußen. 


Aus Oſtpreußen find viele gute Köpfe gekommen. Kant, 
Hamann, Hippel und E. T. A. Hoffmann. Uritiſche und zugleich 
myſtiſche Köpfe. Aber auch behäbige Erzähler, breit wie das oſt⸗ 


- Eduard Bischott 
preußiſche Land, find dort gewachſen: Bogumil Goltz, der Träumer 
feiner Königsberger Kindheit, Ernſt Wichert, der aus den Kriminal- 
akten der Heimat tragiſche Filme machte, Hermann Sudermann, 


Dorf am Morgen 
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deſſen „Frau Sorge“ zu den gropen deutſchen Romanen gehört. Auch 
bildende Künſtler hat Oſtpreußen dem Deutſchtum gegeben. Aus 
jedem Pinſelſtrich, den Lovis Corinth im gigantiſchen Werk 
ſeines entwicklungsſtarken Lebens gemacht hat, ſpricht die robuſte 
Gefundheit, die Fleiſchlichkeit, aber auch die behäbige Derträumtheit 
des Oſtpreußen. Käthe Kollwitz, deren künſtleriſche Seele erſt 
durch das Elend der Großſtadt Berlin zum vollen Klang kam, ver⸗ 
ni nie die gedankenbewegte Schwermütigkeit des einſamen 
ſtens. 

Es war ein guter Gedanke, daß die Deut ſche Mun ſt ⸗ 
gemeinſchaft, die ſich bemüht, Freunde der Kunft aus Bé 
wunderern zu Käufern zu machen, den Oſtpreußen eine Sonder⸗ 
veranſtaltung gewidmet hat. In den charakteriſtiſchen Räumen des 
Berliner Schloſſes, in den Gewölben des zweiten Hofes, ſind 
200 Dokumente oſtpreußiſchen Weſens zu ſehen. Darunter jo treff ⸗ 
liche Erfaſſer der Landſchaft, wie Arthur Degner und der ver: 
ſtorbene Waldemar Rösler. Sie geben das ſchwere Fürſich ⸗ 
fein der Heimat, die Düne, das magere Gras, das dünne, vom Meer⸗ 
wind getrommelte Grün. Sie geben fliegende Wolken und Sturm. 
Anders it Eduard Biſchoff, deffen Augen die Ungelenktheit 
des ſtadtfernen Dorfes, das Beieinander von Menſch und Vieh zu 
fehen wiſſen. Zu den Meiftern der oſtpreußiſchen Graphik gehört 
der Königsberger Profeſſor Heinrich Wolff, von dem mit 
Recht zahlreiche Blätter in dieſer Ausſtellung zu ſehen find, Scharf 
in der Erfaſſung des Weſentlichen, geſund im Handwerk und von 


trockener Derfonnenheit im Gemüt. i 
1 e ( So geſtaltet er die Eonian 


— — — —— —UU— ar a e 


gel Karl Rofentranz, Königsberger Skizzen (1842). 
as Journal iſt eine jener Erfindungen, die man “ 
wünſcht und doch nicht entbehren ii Man verachtet 55 maa 
ſchimpft darauf, aber man duldet, man pflegt fie. Königsberg ift 
auf dem Wege, immer mehr Journale zu befommen und, wenn dies 
ein Seichen des Fortſchritts ſein kann, ſo muß man in der Tat an 
ſeine Progreſſivität glauben. Es exiſtieren zuvörderſt mehrere Journal- 
vereine. In den hiefigen Konditoreien werden ferner alle irgend 
renommierten deutſchen Journale gehalten, ſelbſt Quartalhefte, wie 
die Cottaſche Vierteljahrsſchrift, die theologiſchen Studien und 
Kritiken von Umbreit und Ullmann, und wenn jetzt ein Primaner 
zum Konditor geht, fo will er dort nicht Kuchen, Schokolade, Eis, 
Baiſers naſchen, behütel — er will Journale leſen, vielleicht ſogar 
das Gedicht, die Theaterkritik, die er ſelbſt für das Wochenblatt 
geſchrieben. Königsberg produziert nämlich ſelbſt Journale. Die 
Heitung reicht einmal für die Neugier und Mitteilungsluſt nicht 
aus; die Geſellſchaft hat noch viel außer dem Notwendigen auf dem 
Pang daß ſie ein Grgan dafür haben muß. Jede mittlere Stadt 
er ai hat ihr Journal; Danzig fein „Dampfboot“, welches den 
8 Unterhaltungsblättern nichts nachgibt, Memel fein „Echo“, 
— — 855 er „Kreisblatt“, Elbing feinen oft erg 17 
„Anzeiger“ öni in di M 
. 5 h ane e,, 
Die Vartungſche Zeitun taats«, Kriegs-, Friedens · und 
APARA Salden tung von 5 „ g-, F 
2. Das Haberlandſche Wochenblatt, 
5. Der Freimütige, 
4. pas Provingialtirchenblatt, welches in Quartalheften heraus- 
5. Das Provinzialblatt in monatlichen Heften, 
6. Das Königsberger Literaturblatt. 3 
11 Ob ich die Annalen des landwirtſchaftlichen Vereins von 
reyſing hierher rechnen foll, weiß ich nicht. 
er a Bartungſche Zeitung enthält eigentlich vier Elemente. Zu⸗ 
Jb. gibt ſie einen ſummariſchen Bericht der wichtigſten Ereigniſſe im 
5 7 5 Auslande. Dieſer Bericht füllt normalmäßig die eine Hälfte 
a ogens, Sechs ſolcher Bogen erſcheinen die Woche hindurch. Bei 
lnherordentlichen Gelegenheiten bringt ein Tag zuweilen eine Bei⸗ 
age. Die gegenwärtige politiſche Redaktion zeichnet fih durch um- 
laue Auswahl der Artikel und durch Selbſtändigkeit aus. Sie 
ietet nicht bloß einen abgekürzten Abdruck der Staatszeitung, 
Ben zieht die anderen deutſchen Zeitungen zu Rate und deutet in 
3 bbreviaturen jedesmal ihre Stelle an, eine, Gott fei Dant, endlich 
a uns faſt allgemein gewordene Sitte. — Der zweite Abſchnitt der 
8 enthält den unterhaltenden Teil, zunächſt ein Potpourri, 
ae benamſt, worin ungefähr dasſelbe vorkommt, was die Jour⸗ 
ate jetzt kleine Chronik nennen. Doch iſt ein weſentlicher Unter⸗ 
ied unſerer Zeitung, daß fie auch das Praktiſche nicht vergißt. 
eg lernen will, wie man ſaure Gurken gut und wohlfeil einmachen, 
sag Milzbrand heilen, die Haare ſchwarz färben, Wanzen, Ratten 
en Sommerfprofjen vertreiben, ein gutes Kartoffelbier ſelbſt 
ke gieren, Apfel den Winter hindurch vor Fäulnis bewahren 
ge der leſe dies inſtruktive Feuilleton. Auch vergißt der 
3050 ige Anordner dieſer intereſſanten Notizen nicht, uns zuweilen 
zu fagen, welche Mode gerade in Paris herrſcht, und die Schickſale 
wärtiger Schauſpieler und Schauſpielerinnen kürzlich zu erzählen, 


wahrſcheinlich damit wir erfahren, warum fie nicht bei uns ſind. An 
dies Muſikgemälde ſchließen fih die Kritiken von Konzerten, Theater 
und Sehenswürdigkeiten, zuweilen auch von Büchern, erſtere im 
Durchſchnitt von Ferdinand Raabe, der ſeinem unerſchrockenen Urteil 
mit derſelben Leichtigkeit Künſtler wie wilde Tiere unterwirft, 
letztere, die Bücheranzeigen, meiſt von Gönnern der Verfaſſer. — Der 
dritte Abſchnitt der Zeitung enthält die Perſonalien der Abſchieds⸗ 
komplimente, des Derlobens, Verheiratens, Gebärens und Sterbens 
und der vierte die Anzeigen, ſowohl die obrigkeitlichen als die 
privaten. 


die Sachſen in Siebenbürgen. 


Sie ſind nicht nur aus Sachſen dort eingewandert. Sie kamen 
vom Niederrhein, von der Moſel, aus Luxemburg. Es waren die 
Deutſchen, die vor 800 Jahren vom ungariſchen König jenes Land 
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Hie Kirchenburg in Honigberg bei Kronſtadt 


geſchenkt erhielten, das zwiſchen Orient und Okzident eine kleine 
Nebenbrücke gab. Durchgangsland. Durchbruchsland. Die ein- 
gewanderten Sachſen bekamen es bald zu ſpüren. Sie mußten 
kämpfen. Ihre Häufer wurden zu Burgen. Es gab Uirchenburgen 
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und Bauernburgen. Die Prieſter trugen Schrift und Schwert, die 
Bauern neben der Senſe die Flinte. 

Das vordere Aſien trieb ſeine Wellen über das Land der ſieben 
und der zahlreichen Burgen dahin; aber die Deutſchen bewahrten 
Wefen und Form der Heimat. Sie bauten ihre Dörfer in lang= 
gezogenen Reihen mit eingeſprengtem Marktplatz; die Häuſer behielten 
fränkiſchen Charakter, hohes Giebeldach und behäbiges Tor. Auch die 
Sprache blieb erhalten. Bis auf den heutigen Tag. Aber daneben 
kam es zu mancher Miſchung. Es kreuzte ſich orientaliſche Phantaſtik 


mit der Phantaſie deutſcher Volkskunſt. Das wirkte fih aus in den 


Geweben, in der Kleidung, an den metalliſchen Zieraten und den 
Keramiken für Küche und Feſttafel. Ein ſeltſames Schwingen iſt in 


Dr. W. Spielhagen und Dr. Arnd Jeſſen. Der Reichshaus⸗ 
halt 1927, Sentralverlag G. m. b. ., Berlin W 35, 151 S. 
Preis 5 RM. c - 


Anfang April ift der Reichshaushalt vom Reichstag in dritter 
Leſung angenommen worden, nachdem eine monatelange Erörterung 
in den verſchiedenſten Ausſchüſſen des Parlamentes vorangegangen 
war., Die Seitungen brachten eingehende Berichte über alle Einzel⸗ 
heiten, aber es dürfte ſehr fraglich fein, ob der Staatsbürger, der 
ja als Steuerzahler ganz erheblich am Soll und Haben des Reichs- 
haushalts intereffiert ift, wirklich einen Überblick über das Gefamt- 
gefüge des Etats beſitzt. Selbſt die Abgeordneten können entweder 
nur ganz allgemein oder ganz ſpeziell über das gewaltige Hahlen- 
gefüge orientiert ſein. Es iſt darum verdienſtlich, wenn zwei 
kenntnisreiche Finanzwiſſenſchaftler ein Werk vorlegen, das eine 
planvolle Durchſichtung und Durchſiebung des Reichshaushaltes 
darſtellt: nicht mit der Abſicht der Kritik von irgendeinem Stand⸗ 
punkt aus, ar fachlich mit dem Ziel aufzuhellen, wie der 
Reichshaushalt 1927 zuſtande kam, von der Entſtehung bis zur Ge- 
nehmigung, der Inhalt, und zwar als Bruttoplan und als Netto⸗ 
plan betrachtet. Auf Einzelheiten kann in dieſem kurzen Hinweis 
nicht eingegangen werden. Aber das iſt zuſammenfaſſend über das 
werkchen zu jagen: Es reizt zum £efen, beim Leſen reizt es zum 
Studieren der faſt unüberſehbaren, ungewöhnlich verwickelten und 
ſcheinbar trockenen Materie. Wer ſich darin vertieft, der findet 
hinter Zahlen, Plänen und Erläuterungen ein Jahr vorgezeichnetes 
Schickſal unſeres Volkes, dem jeder von uns mitverbunden ift. Und 
nicht nur die Verfaſſer, e dies alle ſtaatspolitiſch unterrichteten 

-Sefer legen ſich am Schluſſe die bange Frage vor: „Werden uns 
die Kriegslaſten nicht trotz alledem noch erdrücken p“ 


Der Berufsverbrecher. Ein Beitrag zur Strafrechtsreform. 
Don Dr. Robert Heindl, Wirkl. Legationsrat. an-Derlag 
Rolf Heiſe, Berlin 1927, 4. Auflage, 560 S. mit 258 Abbildungen, 
27 RM, ; 


Ein Uriminalwiſſenſchaftler und Juriſt, ein Soziologe und 
Nationalökonom, ein Pfychologe und nicht zuletzt ein Schriftſteller 
von Temperament und Begabung in Perſonalunion hat an einem 


werk mitgewirkt, das eine Enzyklopädie ganz befonderer Art dar- - 


Ut. rde fih der Verfaſſer darauf beſchränkt haben, die pros 

ffionelle Kriminalität in ihren verſchiedenen Erſcheinungsformen zu 
childern, die Arbeit behauptete ihren Wert für einen begrenzten 
Kreis von fachlich Intereſſierten, aber kaum darüber hinaus. Tat- 
ſächlich aber zieht Heindl den Geſamtkomplex aller Fragen in den 
Kreis der Betrachtung, die den materiellen und ſeeliſchen, den ſozial⸗ 
ökonomiſchen und bevölkerungspolitiſchen Hintergrund des Berufs- 
verbrechertums bilden. Aus der Schilderung der wichtigſten inter- 
nationalen Kriminalfälle der letzten Jahre formt ſich ein Geſamtbild 
dieſes düſterſten Kapitels der Nachkriegszeit. Unter dem Berufs- 
verbrecher verſteht Heindl den Rechtsbrecher aus Anlage und un- 
überwindliher Neigung — im Gegenſatz zum Gelegenheits- 
verbrecher, der Straftaten aus Not, aus Rache oder aus andern 


Impulſen begeht —; den immer wieder rückfälligen Störer der 


Geſellſchaftsordnung; den bedenkenloſen Angehörigen einer Unter- 
ſchicht, die ausſchließ lich und ronie vom Verbrechen lebt und 
lediglich ihre eigenen trüben und ſkrupelloſen Inſtinkte als Geſetz 
ihres Handelns gelten läßt. Das Schwergewicht des Werkes ruht 
aber nicht auf dieſer ſehr ins Detail gehenden an ah des 
Berufsverbrechertums, jo aufſchlußreich und feſſelnd fie an fih ift; 
das zentrale Problem der umfangreichen Arbeit iſt vielmehr die an 
der zweckmäßigen Bekämpfung des Berufsverbreder- 
tums. Und da kommt der Derfoffer, eſtützt auf umfaſſende prat- 
tiſche Erfahrungen als Kriminalift, af vieljährige kriminalwiſſen⸗ 
ſchaftliche Studien im Ausland, auf feinen Aufenthalt in franzöſiſchen, 
indiſchen und auftralifchen Strafkolonien, zu pofitiven Dorfchlägen 
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all dieſem Gerät der fiebenbürgener Deutſchen. Das Gefühl von 
zwei Rafjen, die Abstraktion des Orients und der gemütvolle Natura- 
lismus der deutſchen Heimat, Seltſam zuweilen der Anklang an 
nordiſche Formen, an Skandinaviſches, Finniſches. Die Wanderzüge 
bedrängter Völker werden lebendig. 

Don all dem konnte man mancherlei ſehen in der Ausſtellung 
füt Siebenbürgiſche Volkskunſt, die das Jentralinſtitut für Erziehung 
und Unterricht gemeinſam mit dem Deutſchen Kulturamt in Rumänien 
veranſtaltet hat, Die Ausſtellung fand in Berlin ſtatt und wird 
vielleicht auch anderswo gezeigt werden. Es iſt gut, daß wir im 
Reiche zuweilen erfahren, wo überall in der Welt Deutfche leben und 
wie ſie ſich inmitten heftigen Unbills die Heimat erhalten. Br. 


und Anregungen, die für Deutſchland erhöhte Aktualität beanſpruchen 
zu einem Seitpunkt, in dem die Strafrechtsreform fih immer deut- 
licher ankündigt. Kechtsphiloſophiſch und in der Praxis der Rechts- 
pflege iſt ſeit langem die Frage umſtritten, was mit den Berufs⸗ 
verbrechern zu gejchehen habe, vor denen die Geſellſchaft geſchützt 
werden müſſe. Ob es genüge, ſie, wenn ſie nach dem Prinzip der 
Rechts- oder beffer: Dergeltungsftrafe ihr jeweiliges Der- 
gehen durch eine der Schwere der Straftat zugemeſſene Strafe gebüßt 
haben, wieder in Freiheit zu ſetzen, um ihnen dadurch mit einer 
an Gewißheit grenzenden Wahrſcheinlichkeit ſtets von neuem 
Gelegenheit zu geben, rückfällig zu werden. Oder ob nicht 
vielmehr das Sicherungsprinzip im dringendſten Intereſſe 
der Allgemeinheit Anwendung finden müſſe: der Grundſatz zeitlicher 
oder lebenslänglicher „Sicherungsverwahrung“ ür alle 
jene Rechtsbrecher, deren Neigung ſich erwieſen hat, immer wieder 
ſchwere kriminelle Übeltaten zu begehen. Für dieſes Prinzip 
dauernder Internierung entſcheidet fih höchſt eindeutig und unter 
Beibringung eines umfangreichen Tatſachenmaterials der Verfaſſer. 
Die innere Berechtigung und die praktiſche Zweckmäßigkeit dieſer 
und ähnlicher Forderungen find, wie geſagt, nicht unbeſtritten. 
(Insbeſondere für Deutſchland, dem ganz lente und ſchwer lös- 
bare Probleme aus dem Fehlen von Strafkolonien für die Unter- 
bringung der Verbrecher erwachſen würden.) Ganz unbezweifelbar 
aber ift das Verdienſt des vorliegenden Werkes, das, glänzend ge- 
ſchrieben und mit einer Fülle von intereſſantem Material aus- 
geſtattet, einen höchſt beachtlichen Beitrag zur Diskuſſion dieſer 
Probleme darſtellt und, darüber hinaus, die Hintergründe eines 
der dunkelſten Kapitel der Nachkriegsgeſchichte aufhellt: die Kenntnis 
des Acherons vermittelt, jener Schicht, die ihre ganze Exiſtenz, 
unter Mißachtung der Rechte ihrer Mitmenſchen und der Geſetze, 
auf nichts als den Rechtsbruch fundiert. Bo, 


„Im Lande des Silberſtroms“ (Argentinien, Sand und Lente). Don 
W. Breuler. Verlag Morawe & Scheffelt, Berlin. 221 S. 
4,75 RM. z 

Man merkt bald: kein wortgewandter Schriftfteller und Reife- 
ſchilderer, der über eine Studienreiſe in entlegene Länder berichtet, 
hat dieſes kleine Buch geſchrieben; ein Praktiker vielmehr, ein Mann 
mit ungelenker Feder, aber offenen Augen, der vor Jahrzehnten 
ſeine deutſche Heimat verlaſſen hat, um ſich im Lande ſeiner 

Hoffnung, Argentinien, anzufiedeln, hat fich hingeſetzt, um feine 

Erfahrungen Landsleuten zu vermitteln, die ihrer bedürftig ſein 

mögen. Er, der Oerfaſſer, hat in dieſer zukunftreichſten Republik 

Südamerikas offenbar das Siel ſeiner Wünſche erreicht. Aber er 

iſt klug und vorſichtig abwägend genug, um den vielen andern, die 

ſich dort eine neue Exiſtenz gründen und den Schritt ins Ungewiſſe 
tun wollen, aus dem reichen Schatz ſeiner Erfahrungen mit aller 

Eindringlichkeit zu ſagen: welche natürlichen und wirtſchaftlichen 

Bedingungen fie drüben vorfinden, wie Bodenbeſchaffenheit, Klima, 

landwirtſchaftliche und induſtrielle Derhältniffe gelagert find, welche 

Anftedlungs- und wirtſchaftliche Yufftiegsmöglichteiten gegeben find, 

fo daß aus den 220 ſchmalen Seiten diefes Büchleins das Land der 

Sehnſucht vieler Tauſender von Deutſchen in deutlichen Umriſſen, 

mit allen Vorzügen, aber auch mit allen Schattenſeiten er⸗ 

kennbar wird. x ; 


Lichtbild und Bildwerfer im Dienſte des freien Bildungswefens, 
Don A. Schmidt. Herausgegeben von der Geſellſchaft für 
Volksbildung, Berlin NW 40, Lüneburger Straße 21. (16 S.) 

In der Form einer knapp gefaßten Flugſchrift werden wertvolle 
praktiſche Anregungen für die zweckmäßige Auswahl und Behand- - 
lung von Bildwerfern gegeben, die den Freunden des Lichtbild- 
vortrags manche Winke für die Bedienung unſerer Lichtbildapparate 
geben werden. Ihnen allen ſei dieſe Flugſchrift beſtens empfohlen. 
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kulturellen und ökonomischen Auswirkungen, der wirtschaftl. wie 
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Dieses Buch ist keineswegs eine nüchterne begriff- 
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anschauliche Einführung in das tatsächliche prak- 
tische Leben und Weben der Politik und Gegen- 
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in die Volkswirtschaft“ versteht es der Verfasser 
auch hier, die wis senschaftliche Klarheit und Syste- 
matik mit praktischer Anschaulichkeit und packender 
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ausgezeichneten Kartenskizzen und graphischen 
Darstellungen unterstützen und ergänzen den Text 
aufs glücklichste. 
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